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Geschäftsbereich der Bundeskanzlerin und 
des Bundeskanzleramtes 


1 . Abgeordneter 

Dr. Volker 

Wissing 

(FDP) 


Wie hoch sind die durchschnittlichen täglichen 
Zugriffe auf die Internetauftritte der einzelnen 
Bundesministerien, und wie hoch waren die 
Aufwendungen der einzelnen Bundesministe- 
rien im Jahr 2007 für ihre jeweiligen Internet- 
auftritte? 


Antwort des Stellvertretenden Chefs des Presse- und 
Informationsamtes der Bundesregierung Michael Sternecker 
vom 16. Juni 2008 

Die Aufwendungen der Bundesregierung für Internetauftritte im Jahr 
2007 belaufen sich auf insgesamt 10 274 576,03 Euro. 

Ressortbezogene Einzelbeträge können nicht genannt werden. Die 
Bundesregierung verweist in diesem Zusammenhang auf ihre in 
der Antwort auf die Große Anfrage der Fraktion der CDU/CSU 
„Öffentlichkeitsarbeit der Bundesregierung“ (Bundestagsdrucksache 
15/2912) vertretene Rechtsauffassung zum grundrechtlich gesicherten 
Schutz individualisierbarer Daten vor öffentlicher Verwendung. Die 
Aufwendungen einer Reihe von Ressorts bestehen ausschließlich aus 
Gesamtaufträgen an jeweils einen einzigen Dienstleister. 


Ressort 

Anzahl der durehschnittliehen 
täglichen Zngriffe anf die 
Internetanftritte im Jahr 2007 

BK 

siehe BPA 

AA 

471 000 

BMI 

39 877 

BMJ 

130 000 

BMF 

Keine Angaben *) 

BMWi 

185 645 

BMAS 

35 000 

BMELV 

11 931 

BMVg 

8 021 

BMFSFJ 

47 600 

BMG 

62 296 

BMVBS 

54 242 

BMU 

159 358 

BMBF 

83 865 

BMZ 

31441 

BKM 

siehe BPA 

Integrationsbeauftragte 

siehe BPA 

BPA 

294 466 


*) Das BMF hat die Aufzeichnung der Nutzerkennzahlen ausgesetzt. 


1) Angegeben sind als Messeinheit die Anzahl der Page Impressions (PI). 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


2. Abgeordnete 

Ulla 

Jelpke 

(DIE LINKE.) 


Auf die Durchführung welcher Sicherheits- 
maßnahmen im Zusammenhang mit der Euß- 
ball-Europameisterschaft werden die deut- 
schen Sicherheitsbehörden derzeit vorbereitet, 
bzw. welche Maßnahmen sind geplant (bitte 
aufführen nach jeweüiger Behörde, Einsatz- 
orten, Zahl der eingeplanten Beamten, Abord- 
nungen in nationale, bi- und multilaterale 
Lage-, Analyse-, Planungsstäbe und andere)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Altmaier 
vom 12. Juni 2008 

Die polizeüichen Maßnahmen in der Bundesrepublik Deutschland aus 
Anlass der Eußball-Europameisterschaft (EM) 2008 in Österreich und 
der Schweiz sind zum großen Teü durch die Vornahme präventivpoli- 
zeilicher Maßnahmen, deren Rechtsgrundlage sich in den Länderpoli- 
zeigesetzen befindet, geprägt, analog zu den getroffenen Maßnahmen 
zur Eußball-Weltmeisterschaft 2006 in Deutschland. Ein besonderer 
Schwerpunkt besteht hierbei bei der polizeilichen Betreuung von ak- 
tuell 273 sog. Public-Viewing-Bereichen. Nähere Informationen hierzu 
liegen der Bundesregierung nicht vor. 

Zudem führt das Bundeskriminalamt (BKA) verschiedene Maßnah- 
men durch: 

Abteilung Staatsschutz (ST) 

Zur Bewältigung der polizeilichen Lage ist für den Zeitraum vom 
2. bis 30. Juni 2008 eine Informations- und Sammelstelle (ISa) bei der 
Abteilung ST in Meckenheim eingerichtet. 

Zu den regelmäßigen Aufgaben der ISa gehören insbesondere 

- die bundesweite Informationserhebung, -Steuerung und analoge La- 
gebilderstellung im Bereich der politisch motivierten Kriminalität 
sowie der veranstaltungsbezogenen allgemeinen/schweren und or- 
ganisierten Kriminalität. Die Berichterstattung erfolgt lagebezogen 
bzw. ab dem 6. Juni 2008 täglich (Beschluss des Unterausschusses 
für Eührung, Einsatz und Kriminalitätsbekämpfung (UA ELK) 
vom 13./14. Eebruar 2008), 

- die Erstellung anlassbezogener und periodischer Gefährdungslage- 
bilder im Zusammenhang mit der EM 2008, 

- der Informationsaustausch mit zuständigen Behörden in Österreich 
und der Schweiz, der Zentralen Informationsstelle Sporteinsätze 
(ZIS), den Länderdienststellen und dem Bundesministerium des 
Innern. 
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Abteilung Zentrale kriminalpolizeiliche Dienste (ZD) 

Das zuständige Fachreferat - Allgemeine Fahndung - ist koordinie- 
rend für die Identifizierung unbekannter deutscher Gewalttäter anläss- 
lich der Fußball-Europameisterschaft 2008 in Österreich und der 
Schweiz zuständig. Dies erfolgt in Zusammenarbeit mit der General- 
staatsanwaltschaft (GStA) Düsseldorf und der Zentralen Informa- 
tionsstelle Sporteinsätze (ZIS) in Neuss. 

Es handelt sich um strafrechtlich relevante Sachverhalte, die ange- 
sichts unklarer örtlicher Zuständigkeit (Wohnort des unbekannten 
Tatverdächtigen ist unbekannt) zunächst keiner Ermittlungskompe- 
tenz zugeführt werden können. Aufgabenschwerpunkt des Referats ist 
dabei, die unbekannten deutschen Straftäter mit den rechtlich zur Ver- 
fügung stehenden Maßnahmen zu identifizieren, um die Vorausset- 
zung für das in Deutschland einzuleitende Ermittlungsverfahren zu 
schaffen. Zuständige Staatsanwaltschaft ist bis zur Feststellung einer 
örtlich zuständigen Staatsanwaltschaft die GStA Düsseldorf 

Bundespolizei 

Die Maßnahmen der Bundespolizei im Inland (im Rahmen der 
Grenzüberwachung und des bahnpolizeilichen Aufgabenbereichs) 
sind insbesondere auf die Verhinderung der unerkannten Ausreise ge- 
waltbereiter Fußballanhänger sowie die Unterbindung von Ausschrei- 
tungen und Gewalttätigkeiten von sog. Risikofans während der An- 
und Rückreisephase mit Zügen und auf Verkehrsflughäfen gerichtet. 

Die Unterstützung der Ausrichterstaaten durch die Bundespolizei er- 
folgt darüber hinaus in Form von Verbindungsbeamten, Taschen- 
diebstahlsfahndern und Führungs- und Einsatzmitteln (FEM). 

Vor dem Hintergrund der Wiedereinführung der Grenzkontrollen in 
Österreich führt die Bundespolizei ihre Einsatzmaßnahmen (mobile 
Grenzüberwachung, Fanbegleitung in Zügen, gemeinsame Zugstrei- 
fen) in enger Abstimmung mit dem Land Bayern und den österreichi- 
schen Behörden durch. 

Polizeien der Bundesländer 

In den Ausrichterstaaten Österreich und Schweiz kommen ca. 1 700 
Polizeivollzugsbeamte (PVB) (in Teilen durchgängig, in Teilen spiel- 
tagabhängig) zum Einsatz. Hierbei handelt es sich um Bereitschafts- 
polizeien (BP) der Länder, vorrangig aus den Bundesländern Bayern, 
Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfalen und Hessen. 

In Österreich ist der Einsatz wie folgt vorgesehen: 

Tirol: eine Abteilungsführung und 250 PVB der BP aus dem 

Freistaat Bayern; 

Salzburg: eine Abteilungsführung und 125 PVB der BP aus dem 

Freistaat Bayern sowie 125 PVB aus Nordrhein-Westfalen; 

Kärnten: eine Abteilungsführung und 250 PVB der BP aus Nord- 
rhein-Westfalen sowie zwei Züge (ca. 80 PVB) aus dem 
Freistaat Bayern. 
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Als Führungs- und Einsatzmittel werden 18 Module der mobilen 
Gefangenensammelstellen mit Aufbaupersonal durch Nordrhein- 
Westfalen und drei Großbusse mit Fahrpersonal durch Bayern, Ham- 
burg und Nordrhein-Westfalen bereitgestellt. 

In der Schweiz ist der Einsatz der Bereitschaftspolizeien spieltagab- 
hängig gestaltet: 

An den Spielorten Basel und Zürich kommen teilweise zeitversetzt bis 
zu sechs Bereitschaftspolizeihundertschaften zum Einsatz. Vier dieser 
Hundertschaften stammen aus Baden-Württemberg, zwei aus Hessen. 

Hinzu kommen aus dem Geschäftsbereich des BKA nachfolgende 
Kräfte zum Einsatz: Seitens der Abteilung ST werden für die Dauer 
der EM zwei Beamte als Verbindungskräfte in das Police Informa- 
tion/Communication Center (PICC) (Lagezentrum beim BKA in 
Wien) und in das PICC in Bern entsandt. 

Die Abteilung Sicherungsgruppe (SG) hat je einen Beamten nach Ös- 
terreich und die Schweiz entsandt. Die Beamten werden an den Spiel- 
orten der DFB-Auswahl (DFB: Deutscher Fußball Bund) eingesetzt, 
d. h. in Wien, Klagenfurt (Österreich) und Basel (Schweiz). Ihre Auf- 
gabe ist die Koordinierung von Maßnahmen zum Schutz der Mitglie- 
der der Verfassungsorgane des Bundes bei Besuchen von EM-Spielen 
der deutschen Fußball-Nationalmannschaft entsprechend dem gesetz- 
lichen Auftrag des BKA. Ein weiterer Beamter berät die National- 
mannschaft in allen Sicherheitsbelangen. 

Darüber hinaus wird eine Delegation der Zentralen Informationsstelle 
Sporteinsätze an den Spielorten der deutschen Nationalmannschaft 
und an Örtlichkeiten mit erhöhtem deutschen Fanaufkommen zum 
Einsatz kommen. Diese Delegation umfasst 3 1 Polizeivollzugsbeamte. 

Im Rahmen von Verwaltungsabsprachen zwischen den Anrainerlän- 
dern Bayern und Baden-Württemberg mit den beiden Ausrichterstaa- 
ten Österreich und Schweiz wurden weitere Einzelheiten bezüglich der 
Entsendung zusätzlicher zum Teil mit Spezialkenntnissen versehener 
Beamter in eigener Zuständigkeit vereinbart. Weitere Informationen 
hierzu liegen der Bundesregierung nicht vor. 

Aus dem Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 
ergeben sich nachfolgende Unterstützungsleistungen: 

Österreich und die Schweiz haben Deutschland um Unterstützung bei 
der Gewährleistung der Sicherheit im Luftraum gebeten. Im Einzel- 
nen sollten dazu Flugbeschränkungsgebiete, die im Luftraum von Ös- 
terreich und der Schweiz gelten, auch auf den deutschen Luftraum 
ausgedehnt und durchgesetzt werden. Die entsprechenden Flugbe- 
schränkungsgebiete wurden im Rahmen der Zuständigkeit durch das 
Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung erlassen. 

Zur Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit und der Strafverfol- 
gung bei Verletzung der Flugbeschränkungen setzen die Länder 
Bayern und Baden-Württemberg ihre Polizeihubschrauberstaffeln ein. 
Im Zuge dessen baten diese beiden Länder um Amtshilfe der Luftwaf- 
fe zwecks Aufnahme von je zwei Verbindungsbeamten in einem Ge- 
fechtsstand des Einsatzführungsdienstes der Luftwaffe in Meßstetten 
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und um taktische Unterstützung aus diesem Gefechtsstand heraus per 
Radar, Funk und Luftlageinformationen zum Einsatz der Hubschrau- 
berkräfte. Die Amtshüfe wurde durch den Bundesminister der Vertei- 
digung am 27. Mai 2008 gebilligt. 

Die Luftwaffe wird zur Gewährleistung der Sicherheit im Luftraum 
unter Berücksichtigung der Großveranstaltung Fußball-Europameis- 
terschaft sowie zur Unterstützung der Landespolizeien Bayern und 
Baden-Württemberg die Erhöhung der Einsatzbereitschaft der Füh- 
rungszentrale Nationale Luftverteidigung in Uedem und des Einsatz- 
führungsdienstes der Luftwaffe durch intensivierte Radar-Luftraum- 
überwachung und Bereitstellung zusätzlicher Kontrollpositionen zur 
Jägerleitung und taktische Unterstützung der Polizeihubschrauber 
veranlassen. Weiterhin wird eine zusätzliche nationale Alarmrotte 
(zwei Flugzeuge Phantom F-4F) am Standort des Jagdgeschwaders 74 
in Neuburg a. d. Donau in Bodenbereitschaft gestellt. Darüber hinaus 
beteiligt sich die Luftwaffe an der Verbindungsorganisation durch 
Entsenden je eines Stabsoffiziers in die Einsatzzentrale der Schweiz 
nach Dübendorf und in das Luftraumüberwachungszentrum von Ös- 
terreich nach St. Johann. Ergänzend dazu werden Verbindungsbeamte 
der Polizeien Bayern und Baden-Württemberg im Gefechtsstand des 
Einsatzführungsdienstes der Luftwaffe in Meßstetten und Verbin- 
dungsoffiziere aus Österreich und der Schweiz in die Führungszen- 
trale Nationale Luftverteidigung in Uedem aufgenommen. 


3. Abgeordnete 

Ulla 

Jelpke 

(DIE LINKE.) 


Über wie viele Personen sind bisher Daten aus 
der BKA-Gewalttäterdatei Sport und ggf an- 
deren Dateien an welche Behörden der EM- 
Austragungsländer übermittelt worden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Peter Altmaier 
vom 12. Juni 2008 

Auf Ersuchen des österreichischen Bundesministeriums des Innern 
und des schweizerischen Bundesamtes für Polizei fedpol wurden auf 
der Grundlage der jeweiligen Polizeigesetze durch die Polizeibehör- 
den der Länder und des Bundes bislang insgesamt 2 946 Personen- 
daten an die ersuchenden Stellen übermittelt (Stand 3. Juni 2008). 

Die Übermittlung dieser personenbezogenen Daten erfolgte unter 
dem Vorbehalt, dass die Daten nur zur Abwehr von Gefahren für die 
öffentliche Sicherheit genutzt werden, nur den staatlichen Polizei- und 
Sicherheitsbehörden zugänglich und spätestens nach Ende der Fuß- 
ball-Europameisterschaft 2008 vernichtet und in allen Datenverarbei- 
tungssystemen gelöscht sind. 


4. Abgeordnete 

Katrin 

Kunert 

(DIE LINKE.) 


Welche drei Bundessportfachverbände haben 
im Jahr 2007 die höchste Einzelförderung von 
der Bundesregierung erhalten, und wie hoch 
war die Förderung jeweils? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Christoph 
Bergner 

vom 17. Juni 2008 

Im Jahr 2007 sind im Rahmen der Spitzensportförderung des Bundes- 
ministeriums des Innern die höchsten Zuwendungen folgenden Bun- 
dessportfachverbänden gewährt worden: 

1. Deutscher Leichtathletik-Verband (DLV) 3 970 974 Euro 

2. Deutscher Ruderverband (DRV) 3 306 153 Euro 

3. Deutscher Schwimm-Verband (DSV) 3 166 871 Euro. 

Im Jahr 2007 wurden darüber hinaus noch dem DRV eine Zuwen- 
dung für die Durchführung der Weltmeisterschaften in München- 
Oberschleißheim (100 000 Euro) und dem DSV eine Zuwendung für 
das Qualifikationsturnier im Wasserball der Herren in Berlin (40 000 
Euro) gewährt. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


5. Abgeordneter 

Dr. Jürgen 
Gehh 

(CDU/CSU) 


Welche Bundesgesetze, die vom 17. Oktober 
2002 bis zum 18. Oktober 2005 vom Deut- 
schen Bundestag verabschiedet wurden (14./ 
15. Wahlperiode), wurden nach Kenntnis der 
Bundesregierung vom Bundesverfassungsge- 
richt ganz oder teilweise aufgehoben bzw. ganz 
oder teilweise für verfassungswidrig erklärt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Alfred Hartenbach 
vom 12. Juni 2008 

Nach Kenntnis der Bundesregierung handelt es sich um folgende Ge- 
setze aus der 15. Wahlperiode: 

1. Durch Urteil vom 18. Juli 2005 - 2 BvR 2236/04 - wurde entschie- 
den: 

Das Gesetz zur Umsetzung des Rahmenbeschlusses über den Euro- 
päischen Haftbefehl und die Ubergabeverfahren zwischen den Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Union (Europäisches Haftbefehlsge- 
setz - EuHbG) vom 21. Juli 2004 (BGBl. I S. 1748) verstößt gegen 
Artikel 2 Abs. 1 in Verbindung mit Artikel 20 Abs. 3, Artikel 16 
Abs. 2 und Artikel 19 Abs. 4 des Grundgesetzes und ist nichtig. 

2. Durch Urteü vom 15. Eebruar 2006 - 1 BvR 357/05 - wurde ent- 
schieden: 

§14 Abs. 3 des Euftsicherheitsgesetzes vom 11. Januar 2005 
(BGBl. I S. 78) ist mit Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 in Verbindung mit 
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Artikel 87a Abs. 2 und Artikel 35 Abs. 2 und 3 sowie Artikel 1 
Abs. 1 des Grundgesetzes unvereinbar und nichtig. 

3. Durch Beschluss vom 13. Juni 2007 - 1 BvR 1550/03, 1 BvR 2357/ 
04, 1 BvR 603/05 - wurde entschieden: 

§ 93 Abs. 8 der Abgabenordnung vom 23. Dezember 2003 
(BGBl. I S. 2928), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Neuorga- 
nisation der Bundesfinanzverwaltung und zur Schaffung eines Re- 
finanzierungsregisters vom 22. September 2005 (BGBl. I S. 2809), 
ist mit dem Grundgesetz unvereinbar. 

4. Durch Urteü vom 20. Dezember 2007 - 2 BvR 2433/04, 2 BvR 
2434/04 - wurde entschieden: 

§ 44b des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (SGB II) ist mit Arti- 
kel 28 Abs. 2 Satz 1 und 2 in Verbindung mit Artikel 83 des Grund- 
gesetzes unvereinbar. Die Vorschrift bleibt bis zum 31. Dezember 
2010 anwendbar, wenn der Gesetzgeber nicht zuvor eine andere 
Regelung trifft. 

Von der Fragestellung erfasst werden auch nachfolgende Entscheidun- 
gen des Bundesverfassungsgerichts, in denen unter anderem Rechts- 
normen aus dem genannten Zeitraum beanstandet wurden, die aller- 
dings inhaltlich vergleichbare Regelungen übernommen oder weiter- 
entwickelt hatten, die bereits vor dem genannten Zeitraum galten: 

5. Durch Beschluss vom 25. Oktober 2005 - 2 BvR 524/01 - wurde 
entschieden: 

§ 21 Abs. 1 und § 31 Abs. 2 des Gesetzes über die Einreise und den 
Aufenthalt von Ausländern im Bundesgebiet (Ausländergesetz - 
AuslG) in der Fassung des Gesetzes zur Neuregelung des Auslän- 
derrechts vom 9. Juli 1990 (BGBl. I S. 1354), § 33 Satz 1 des Geset- 
zes über den Aufenthalt, die Erwerbstätigkeit und die Integration 
von Ausländern im Bundesgebiet (Aufenthaltsgesetz - AufenthG), 
verkündet als Artikel 1 des Gesetzes zur Steuerung und Begren- 
zung der Zuwanderung und zur Regelung des Aufenthalts und der 
Integration von Unionsbürgern und Ausländern (Zuwanderungsge- 
setz) vom 30. Juli 2004 (BGBl. I S. 1950), sind mit Artikel 3 Abs. 3 
Satz 1 des Grundgesetzes unvereinbar, soweit danach ein An- 
spruch auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis beziehungsweise 
einer Aufenthaltsbefugnis in Anknüpfung an den Vater ausge- 
schlossen ist. 

6. Durch Beschluss vom 12. Dezember 2006 - 1 BvR 2576/04 - wur- 
de entschieden: 

§ 49b Abs. 2 der Bundesrechtsanwaltsordnung in der Fassung vom 
2. September 1994 (BGBl. I S. 2278) und § 49b Abs. 2 Satz 1 der 
Bundesrechtsanwaltsordnung in der Fassung vom 5. Mai 2004 
(BGBl. I S. 718) sind nach Maßgabe der Gründe insoweit mit Arti- 
kel 12 Abs. 1 des Grundgesetzes unvereinbar, als sie keine Ausnah- 
me vom Verbot anwaltlicher Erfolgshonorare vorsehen. Sie können 
bis zur Neuregelung weiter angewendet werden. Der Gesetzgeber 
ist verpflichtet, bis zum 30. Juni 2008 eine Neuregelung zu treffen. 
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7. Durch Beschluss vom 13. Februar 2008 - 2 BvL 1/06 - wurde ent- 
schieden: 

§ 10 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe a in Verbindung mit Abs. 3 des Ein- 
kommensteuergesetzes (EStG) in der für den Veranlagungszeit- 
raum 1997 geltenden Fassung und alle nachfolgenden Fassungen 
einschließlich der zum 1. Januar 2005 durch das Alterseinkünftege- 
setz vom 5. Juli 2004 (BGBl. I S. 1427) in Kraft getretenen Nach- 
folgevorschrift des § 10 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe a in Verbindung 
mit Abs. 4 des Einkommensteuergesetzes ist mit Artikel 1 Abs. 1 in 
Verbindung mit Artikel 20 Abs. 1, Artikel 3 Abs. 1 und Artikel 6 
Abs. 1 des Grundgesetzes unvereinbar, soweit nach Maßgabe der 
Gründe der Sonderausgabenabzug die Beiträge zu einer privaten 
Krankheitskostenversicherung (Vollversicherung) und einer priva- 
ten Pflegepflichtversicherung nicht ausreichend erfasst, die dem 
Umfang nach erforderlich sind, um dem Steuerpflichtigen und sei- 
ner Familie eine sozialhilfegleiche Kranken- und Pflegeversorgung 
zu gewährleisten. 


6. Abgeordneter 

Dr. Jürgen 
Gehb 

(CDU/CSU) 


Welche Bundesgesetze, die seit dem 19. Okto- 
ber 2005 vom Deutschen Bundestag verab- 
schiedet wurden (16. Wahlperiode), wurden 
nach Kenntnis der Bundesregierung vom Bun- 
desverfassungsgericht ganz oder teilweise auf- 
gehoben bzw. ganz oder teilweise für verfas- 
sungswidrig erklärt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Alfred Hartenbach 
vom 12. Juni 2008 

Nach Kenntnis der Bundesregierung handelt es sich um folgendes 
Gesetz: 

Durch Beschluss vom 3. Juli 2007 - 1 BvR 2186/06 - wurde entschie- 
den: 

Artikel 1 § 3 Abs. 1 und 2 sowie § 6 Abs. 1 jeweils in Verbindung mit 
§ 2 Nr. 1 des Gesetzes über die Reform hufbeschlagrechtlicher Rege- 
lungen und zur Änderung tierschutzrechtlicher Vorschriften vom 
19. April 2006 (BGBl. I S. 900) mit Artikel 12 Abs. 1 des Grund- 
gesetzes unvereinbar und nichtig, soweit Berufsgruppen, die Verrich- 
tungen an einem Huf zum Zweck des Schutzes, der Gesunderhaltung, 
der Korrektur oder der Behandlung vornehmen, ohne dabei einen Ei- 
senbeschlag anzubringen, sowie Personen und Einrichtungen, die zu 
solchen Verrichtungen ausbilden, von diesen Bestimmungen erfasst 
werden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


7. Abgeordneter 

Hans-Michael 

Goldmann 

(FDP) 


Wie hoch ist die Zahl der beantragten aber 
nicht erlassenen Ausgleichsleistungsbescheide, 
die Voraussetzung für enteignete Alteigentü- 
mer auf dem Gebiet der ehemaligen DDR 
sind, einen Antrag auf ermäßigten Landerwerb 
bei der bundeseigenen BVVG Bodenverwer- 
tungs- und -verwaltungs GmbH stellen zu kön- 
nen, aufgeschlüsselt nach Bundesländern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 17. Juni 2008 

Bei der Erfassung der offenen vermögensrechtlichen Anträge unter- 
scheiden die Bundesländer nicht danach, ob den Antragstellern An- 
sprüche nach dem Entschädigungsgesetz oder dem Ausgleichsleis- 
tungsgesetz zustehen. Erst im Rahmen der Erledigungsstatistik neh- 
men die Bundesländer bei den Stattgaben eine Unterteilung nach bei- 
den Gesetzen vor. Die Verfahren der zum Flächenerwerb nach dem 
Ausgleichsleistungsgesetz berechtigten Alteigentümer werden jedoch 
nicht gesondert erfasst. 

Bis zum 31. Dezember 2007 waren nach der Statistik des Bundesam- 
tes für zentrale Dienste und offene Vermögensfragen, die auf Anga- 
ben der Bundesländer beruht und im Internet veröffentlicht wird 
(www.badv.bund.de), insgesamt 303 065 Anträge zu 546 616 Entschä- 
digungs- und Ausgleichsleistungsansprüchen registriert. Hiervon wa- 
ren zum 31. Dezember 2007 253 620 Anträge zu 448 361 Ansprüchen 
erledigt. Bezogen auf die Anträge fielen hierunter 1 3 606 Stattgaben 
nach dem Ausgleichsleistungsgesetz. 


8. Abgeordneter 

Hans-Michael 

Goldmann 

(FDP) 


Ist der Bundesregierung bekannt, aus welchen 
Gründen die Bundesländer die Ausgleichsleis- 
tungsbescheide nicht erlassen haben, und was 
hat die Bundesregierung unternommen, um 
diesen Missstand abzustellen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 17. Juni 2008 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, nach welchen Kriterien in den 
einzelnen Bundesländern über die Reihenfolge der Abarbeitung der 
offenen Verfahren nach dem Entschädigungsgesetz und dem Aus- 
gleichsleistungsgesetz entschieden wird. Die lange Verfahrensdauer 
vermögensrechtlicher Verfahren beruht grundsätzlich darauf, dass re- 
gelmäßig weit zurückliegende Sachverhalte ermittelt werden müssen 
und die rechtliche Bewertung von Fallgestaltungen aufgrund der kom- 
plexen Rechtslage häufig schwierig ist. Dem trägt die Verzinsung der 
Ansprüche ab dem 1. Januar 2004 Rechnung. 
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Ungeachtet dessen hat die Bundesregierung die neuen Bundesländer 
bereits mehrfach unter Hinweis auf den Wiedergutmachungszweck 
der genannten Gesetze gebeten, die offenen Anträge einer schnellen 
Bescheidung zuzuführen und von einem Personalabbau im Bereich 
der offenen Vermögensfragen abzusehen. 


9. Abgeordnete 

Priska 

Hinz 

(Herborn) 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Welche Art von Ergänzungs- und Ersatzschu- 
len fielen nach dem Änderungsvorschlag für 
§10 Abs. 1 Nr. 9 EStG im Referentenentwurf 
für das Jahressteuergesetz 2009 vom 28. April 
2008 unter die dort vorgenommene Definition 
„überwiegend privat finanziert“, und inwiefern 
würden berufliche Schulen nach der neuen De- 
finition anders behandelt als allgemeinbildende 
Schulen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Nicolette Kressl 
vom 17. Juni 2008 

Nach dem Referentenentwurf des Bundesministeriums der Einanzen 
zum Jahressteuergesetz 2009 sind unter „überwiegend privat finan- 
zierten“ Schulen solche Schulen zu verstehen, die nicht überwiegend 
staatlich finanziert werden. 

Schulgeldzahlungen an berufsbildende Ersatzschulen sind danach 
nicht als Sonderausgabe absetzbar. Schulgeldzahlungen an berufsbil- 
dende Ergänzungsschulen können schon nach derzeitigem Recht nicht 
als Sonderausgabe anerkannt werden. 

Ich weise darauf hin, dass sich der Kabinettentwurf derzeit in der Res- 
sortabstimmung befindet. 


10. Abgeordnete 

Cornelia 

Hirsch 

(DIE EINKE.) 


Warum lässt die Bundesregierung es zu, dass 
rund 1 000 Berliner Schülerinnen und Schüler 
aus drei Schulen in der Verwaltung des 
Bezirksamtes Spandau ab September 2008 
voraussichtlich ohne Turnhalle dastehen wer- 
den, da ihre ursprüngliche Turnhalle im Besitz 
des Bundes ist, aber von diesem aufgrund von 
Eigennutzung nun nicht mehr an das Bezirks- 
amt vermietet werden soll ohne finanzierbare 
Alternativen vorzuschlagen, und wie wird sich 
die Bundesregierung in dieser Sache weiter 
verhalten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 20. Juni 2008 

Die auf dem ehemaligen Kasernengelände an der Schmidt-Knobels- 
dorff-Straße in Berlin-Spandau gelegene Sporthalle (Gebäude 45) ist 
dem Bezirksamt Spandau von Berlin, Abteilung Bildung, Kultur und 
Sport seit dem 1. Januar 1997 auf der Grundlage einer Gestattungs- 
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Vereinbarung für Schulsportzwecke überlassen. Es ist vertraglich ver- 
einbart, dass die Überlassung jederzeit widerruflich erfolgen kann und 
die Räumungsfrist vier Wochen zum Monatsende beträgt. 

Vor dem Hintergrund, dass bei der Bundeszollverwaltung, der bereits 
die in unmittelbarer Nähe zur Sporthalle gelegene Raumschießanlage 
(Gebäude 57) überlassen ist, Bedarf an dem Gebäude 45 besteht, hat 
die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben die Gestattungsverein- 
barung schon 2007 unter Beachtung der getroffenen vertraglichen 
Vereinbarungen zum 31. Juli 2008 gekündigt. 

Bereits im Kündigungsschreiben vom 18. Juli 2007 wurde dem Be- 
zirksamt die Überlassung verschiedener Ersatzobjekte auf ehemaligen 
Kasernenliegenschaften in Berlin-Spandau aus dem Bestand der Bun- 
desanstalt angeboten, die für eine sofortige Anschlussnutzung zur Ver- 
fügung standen. 

Das Bezirksamt Spandau hat nach Prüfung der angebotenen Ersatz- 
objekte Ende 2007 mitgeteilt, das Nutzungsobjekt zum 31. Juli 2008 
zu räumen und insbesondere aus Wirtschaftlichkeitserwägungen sowie 
aus Gründen der Bestandssicherheit die Errichtung einer eigenen 
Sporthalle anzustreben. 

Angesichts dieser Entscheidung waren weitere Maßnahmen des Bun- 
des wegen der Bereitstellung eines geeigneten Ersatzes für die aufzu- 
gebende Sporthalle nicht angezeigt und wurden auch vom Bezirksamt 
bislang nicht erbeten. Soweit das Bezirksamt Spandau an seiner Ent- 
scheidung, eine eigene Sporthalle zu errichten, zukünftig nicht mehr 
festhalten sollte, ist die Bundesanstalt weiterhin kooperationsbereit. 


11. Abgeordneter 
Klaus 
Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Mit welchen Ergebnissen wurde die Verwer- 
tung der Bundeswehrimmobilie in Neunburg 
vorm Wald vorangetrieben, und welcher Preis 
soll mit einer Veräußerung erzielt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 16. Juni 2008 

Die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben hat für die erst mit Wir- 
kung zum 1. Oktober 2007 vollständig frei- und zurückgegebene Pfalz- 
graf-Johann-Kaserne bereits im Erühjahr 2007 ein Bieterverfahren 
durchgeführt und die Eiegenschaft in der Presse und im Internet zum 
Kauf angeboten. Nachdem zunächst nur Anfragen für Teilflächen ein- 
gingen, will nunmehr ein Investor das gesamte Kasernenareal erwer- 
ben. Dieser Investor beabsichtigt, dort ein Eogistikzentrum einzurich- 
ten. Die Gemeinde hat ihre Unterstützung bei der Verwirklichung 
dieses Nutzungsvorhabens zugesagt. Die Bundesanstalt prüft dieses 
Kaufangebot und wird die Verkaufsverhandlungen fortsetzen. 

Interne Angaben zur Preis- und Kostenkalkulation der Bundesanstalt 
können aus Gründen des Wettbewerbs nicht veröffentlicht werden. 
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12. Abgeordneter 
Klaus 
Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Wer ist im zuständigen Bundesministerium 
Ansprechpartner für die betroffenen Kommu- 
nen sowie potentielle Käufer dieser Immo- 
bilie? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 16. Juni 2008 

Für die Verwertung der ehemaligen Pfalzgraf-Johann-Kaserne ist als 
Eigentümerin die Bundesanstalt für Immobilienangaben, Direktion 
München, Sophienstraße in 80333 München zuständig. 


13. Abgeordneter 
Klaus 
Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Welche Förderung können Kommunen zur Sa- 
nierung der vorhandenen Gebäude, der Infra- 
struktur und der Vermarktung des Geländes in 
Anspruch nehmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 16. Juni 2008 

Die Bundesländer und betroffene Kommunen in Fördergebieten kön- 
nen auch vom Bund mitfinanzierte Förderprogramme einsetzen, ins- 
besondere Mittel aus der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur“ und der Städtebauförderung. 

Außerdem können die Mittel aus den europäischen Strukturfonds 
(ESF - Europäischer Sozialfonds und EFRE - Europäischer Fonds 
für regionale Entwicklung) eingesetzt werden. 

Es liegt in der Verantwortung der Bundesländer, regionale Schwer- 
punkte und Prioritäten beim Einsatz der Fördermittel zu bestimmen. 


14. Abgeordnete 

Gudrun 

Kopp 

(FDP) 


Teilt die Bundesregierung vor dem Hinter- 
grund ihrer Antwort auf Frage 4 der Kleinen 
Anfrage der Fraktion der FDP „Höhere 
Steuereinnahmen durch Mehrbelastung der 
Bürgerinnen und Bürger“ (Bundestagsdrucksa- 
che 16/9220 vom 19. Mai 2008) die Einschät- 
zung, dass demzufolge eine Senkung der 
Steuerbelastung auch nicht zu einem sinken- 
den Steueraufkommen führen wird, weil der 
Konsum von Gütern durch die Verbraucher 
entsprechend ausgeweitet werden kann? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Nicolette Kressl 
vom 19. Juni 2008 

Die Antwort auf die Frage 4 der Kleinen Anfrage der Fraktion der 
FDP „Höhere Steuereinnahmen durch Mehrbelastung der Bürgerin- 
nen und Bürger“ unterstellte eine Konstanz der Sparquote und der 
verfügbaren Einkommen (und damit des nominalen Konsums). Preis- 
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Steigerungen führen unter diesen Bedingungen zu einer Einschrän- 
kung des realen Konsums. Das Umsatzsteueraufkommen wird hier- 
von jedoch nicht beeinflusst, da der nominale Konsum besteuert wird. 
Die Senkung der Steuerbelastung des Konsums (z. B. durch Senkung 
des Umsatzsteuersatzes) würde zwar zu einer Ausweitung des realen 
Konsums führen, jedoch den nominalen Konsum nicht verändern, da 
dieser durch das weiterhin unveränderte verfügbare Einkommen be- 
stimmt wird. Bei niedrigerem Steuersatz wird also das Aufkommen 
der Umsatzsteuer sinken. Die durch die mögliche Ausweitung des rea- 
len Konsums von zusätzlich mit Verbrauchsteuern belasteten Gütern 
(z. B. Energie, Tabak) erzielbaren Steuermehreinnahmen könnten die- 
sen Einnahmeausfall nur in geringem Maße ausgleichen. 


15. Abgeordneter Aufgrund welcher Bestimmungen in den An- 

Frank lagerichtlinien hält die Bundesregierung den 

Schäffler Kredit der Bundesrepublik Deutschland Ei- 

(EDP) nanzagentur GmbH an die IKB Deutsche In- 

dustriebank AG mit den Anlagerichtlinien der 
Einanzagentur für vereinbar, und wie waren 
die genauen Konditionen des Kredits, insbe- 
sondere der Zinssatz? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Nicolette Kressl 
vom 19. Juni 2008 

Die Anlagerichtlinien der Einanzagentur sehen vor, dass festgestellte 
Kontrahentenlimite bis zu 100 Prozent zum Abschluss von Geld- 
marktgeschäften verwendet werden können. Die bei der IKB Deut- 
sche Industriebank AG positionierte Anlage bewegte sich im Rahmen 
des zum Zeitpunkt des Geschäftsabschlusses festgestellten Eimits und 
war daher mit den Anlagerichtlinien der Einanzagentur vereinbar. 

Die Anlage der Einanzagentur bei der IKB Deutsche Industriebank 
AG erfolgte zu marktgerechten Konditionen und zu einem marktge- 
rechten Zinssatz. Zu der konkreten Höhe des Zinssatzes kann ich Ih- 
nen keine Auskunft geben, weü diese Detaüangabe über die Transak- 
tion Geschäftsgeheimnisse beider beteiligter Geschäftsparteien verlet- 
zen würde. 


16. Abgeordneter 

Dr. Volker 

Wissing 

(EDP) 


Wie haben sich die mittels der Bundesbeteili- 
gungen erzielten jährlichen Gewinne bzw. Ver- 
luste seit 1998 geändert, und welche der Bun- 
desbeteiligungen erwirtschafteten dabei jeweils 
den höchsten Gewinn bzw. Verlust? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 16. Juni 2008 

Die beteiligungsführenden Stellen des Bundes haben aufgrund einer 
Abfrage die in der Anlage aufgeführten Daten mitgeteüt. 
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Ergänzend ist Folgendes anzumerken: 

Da der Bund insgesamt 397 bedeutende unmittelbare und mittelbare 
Beteiligungen hält, d. h. Beteiligungen mit einem Anteil von mindes- 
tens 25 vom Hundert und einem Nennkapital von mindestens 50 000 
Euro (Beteiligungsbericht 2007), wurde die Abfrage auf den Zeitraum 
2001 bis 2007 und auf die Unternehmen beschränkt, an denen der 
Bund in einem dieser Jahre zumindest mit 25 vom Hundert unmittel- 
bar beteiligt war. 

Beteiligungen des Bundes an Unternehmen finden ihre Grundlage 
und Eegitimation in der Erfüllung spezifischer Aufgaben des Bundes, 
des so genannten wichtigen Bundesinteresses (an dieser Vorausset- 
zung fehlt es z. B., wenn lediglich Einnahmen durch Geldanlage er- 
zielt oder ein Informationsbedürfnis der Verwaltung gedeckt werden 
sollen). Im Übrigen ist die wirtschaftliche Entwicklung der mittelbaren 
Beteiligungen vorrangig abhängig von der Beteiligungsstrategie der 
Unternehmen. Diese Entwicklung bestimmen die Unternehmen selbst 
im Rahmen ihrer wirtschaftlichen Freiheit. 

Aus der Tabelle wird ersichtlich, dass nur ein recht geringer Teil der 
dort aufgeführten Unternehmen Gewinne im Wettbewerb erwirtschaf- 
tet. Einige Unternehmen sind beispielsweise gemeinnützig, so dass die 
Erzielung von Gewinnen nur sehr beschränkt zugelassen ist, wie etwa 
bei den laufenden Nummern 53 und 79. Einige andere, wie etwa im 
Bereich des Bundesministeriums für Bildung und Forschung (Num- 
mern 35 bis 48), sind fehlbedarfsfinanzierte Forschungseinrichtungen 
in Form einer GmbH. Mit Ausnahme der Deutschen Bahn AG haben 
in größerem Umfang zwischen 2001 und 2007 nur Unternehmen wie 
die Deutsche Post AG, die Deutsche Telekom AG und die Fraport 
AG Gewinne erzielt, also Unternehmen, bei denen wegen des Weg- 
falls des wichtigen Bundesinteresses der Bundesanteil in diesen Zeit- 
raum schrittweise zurückgeführt wurde. 

Aufgrund der Bandbreite dieser Unternehmen ist daher eine Gegen- 
überstellung von Gewinn- und Verlustträgern nicht möglich, da an- 
sonsten ein unzutreffendes Bild dargestellt würde. 



Unmittelbare Beteiligungen des Bundes 2001 bis 2007 (mit einer Beteiligung ab 25 v. H.) 


Lfd.Nr. 

Firma und Sitz 

des Unternehmens 

Anteil Bund 

+Überschuss/ -Fehlbetrag 
in Mio. € 

Bemerkungen 

in v.H. 2007 

in v.H. 2001 

2001 

2002 

2003 

2004 

2005 

2006 

2007 


Anstalten 











1 

Bundesanstalt für 
Immobilienaufgaben, 

Bonn (BMF) 

100 

- 

0 

0 

0 

0 

0 

380 

(Abführung) 

0 

439 

(Abführung) 

Bilanzab- 
schluss liegt 
noch nicht vor 

0 

473 

(Abführung) 

Die Bundesanstalt wurde zum 1 .1 .2005 durch BlmA- 
Errichtungsgesetz gegründet, das der Bundesanstalt u. a. die 
Fortführung der fiskalischen und öffentlichen Aufgaben der 
früheren Bundesvermögensverwaltung überträgt. Die 
Bundesanstalt ist kein Unternehmen, wirtschaftet aber nach 
kaufmännischen Grundsätzen. Die Bundesanstalt trägt ihren 
gesamten Verwaltungsaufwand aus den erzielten 

Einnahmen; eine Erstattung für die Wahrnehmung der 
öffentlichen Aufgaben aus dem Bundeshaushalt erfolgt 
grundsätzlich nicht. Gemäß BImA-Errichtungsgesetz erzielt 
die Bundesanstalt Einnahmen im Wesentlichen aus der 
Verwertung nicht betriebsnotwendigen Vermögens. Sie 
erstellt nach den gesetzlichen Vorgaben für jedes 
Geschäftsjahr einen Jahresabschluss nach handelsrecht- 
lichen Grundsätzen und leistet auf der Grundlage eines 
jährlich aufzustellenden Wirtschaftsplans Abführungen aus 
ihrer Liquidität an den Bundeshaushalt. Die 

Jahresabschlüsse 2005 und 2006 weisen einen Bilanzgewinn 
von 0 aus (s, Spalten links); Jahresfehlbeträge aus der 
Gewinn- und Verlustrechnung 2005 (-139 Mio. €) und 2006 (- 
1 1 8 Mio. €) wurden durch Ent- 
nahmen aus der Kapitalrücklage ausgeglichen. Die 
genannten Jahresfehlbeträge sind maßgeblich bedingt 
durch die gesetzlichen Vorgaben des BlmA-Errichtungs- 
gesetzes u.a. zur Verwertung des nicht betriebsnot- 
wendigen Vermögens zulasten der Kapitalrücklage sowie 
durch übernommene Altlasten. Abführungen 
an den Bundeshaushalt auf Kap. 0807 Tit. 12101 
wurden geleistet in 2005; 380 Mio. €, in 2006: 

439 Mio.€, in 2007; 473 Mio. € (s. Spalten links). 

2 

Bundesanstalt für 
vereinigungsbedingte 
Sonderaufgaben, Berlin (BMF) 

100 

100 

0 

0 

0 

0 

140 

262 

375 

Einnahmen der BvS stammen überwiegend aus dem 
Flächenverkauf der BVVG (Substanzverkauf); Überschüsse 
wurden bis 2004 intern verrechnet; ab 2005 Abführungen an 
den Bundeshaushalt. Anmerkung: BvS erstellt keine Gewinn- 
u. Verlustrechnung 

3 

Kreditanstalt für Wiederaufbau, 
Frankfurt/Main (BMF) 

80 

(davon 47,2 % 
Bund, 

32,8 % ERP- 
Sonderver- 
mögen) 

80 

(davon 60 % 
ERP-Sonder- 
vermögen, 20 % 
Bund) 

186 

207 

220 

264 

232 

247 

317 

368 

475 

625 

822 

974 

-1.393 

-6.168 

1. Zeile: HGB-Einzelabschluss 

2. Zeile: Konzernabschluss, ab 2007 nach IFRS 

Angaben zu Anteilen des Bundes im Jahr 2001 beziehen sich 
auf das gezeichnete Kapital 


Kapitalgesellschaften 












BMVBS 











4 

Bundesbaugesellschaft Berlin 
mbH, Berlin (BMVBS) 

100 

100 

0 

0 

-0,2 

0 

0,1 

0 

Ergebnis liegt 
noch nicht vor 

Gesellschaft in stiller Liquidation 

5 

Deutsche Bahn AG, Berlin 
(BMVBS) 

100 

100 

-406 

-468 

-245 

180 

611 

1680 

1716 


6 

DFS Deutsche Flugsicherung 
GmbH, Langen (BMVBS) 

100 

100 

-33,4 

-21,4 

80,8 

36,3 

18,2 

26,9 

38,6 
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7 

Nationale Organisation 
Wasserstoff- und Brennstoffzellen 
GmbH (NOW), Berlin (BMVBS) 

100 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

Ergebnis liegt 
noch nicht vor 

Gründung in 2007 

8 

VIFG 

Verkehrsinfrastrukturfinanzierungs- 
gesellschaft mbH, Berlin (BMVBS) 

100 

- 

- 

0 

0 

0 

0 

0 

Ergebnis liegt 
noch nicht vor 

Gründung in 2003 

9 

Vivico Real Estate GmbH, 
Frankfurt/Main 

(BMVBS/Bundeseisenbahnvermög 

en) 

- 

100 

1,2 

-162,7 

47,7 

51,3 

20,3 

20 

- 

Vollprivatisierung im Dezember 2007 auf Grund Beschluss 
des Haushaltsausschusses im Oktober 2000 

10 

Frankfurter Siedlungsgesellschaft 
mbH (FSG), Frankfurt/Main 
(BMVBS) 

- 

72,65 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

Vollprivatisierung in 2001 

11 

Magnetschnellbahn 
Planungsgesellschaft i.L. mbH, 
Schwerin (BMVBS) 

- 

50 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

aufgelöst 2001 

12 

Internationale Mosel-Gesellschaft 
mbH, 

Trier (BMVBS) 

49,02 

49,02 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 


13 

DEGES Deutsche Einheit 
Fernstraßen-planungs- und -bau 
GmbH, Berlin (BMBVS) 

46,42 

50 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

Ergebnis liegt 
noch nicht vor 

Rückführung des Bundes- 
anteils durch Erweiterung des Gesellschafterkreises in 2007 

14 

Osthannoversche Eisenbahnen 

AG. 

Celle (BMBVS) 

- 

33,76 

-0,9 

-0,5 

-0,8 

-3,3 

-1,4 

- 

- 

Vollprivatisierung in 2007; Jahresabschluss 2006 bereits 
nach Eigentümerwechsel 

15 

Flughafen Köln/Bonn GmbH, 

Köln (BMVBS) 

30,94 

30,94 

-6,7 

15,9 

4,1 

0 

3 

5 

Ergebnis liegt 
noch nicht vor 


16 

Deutsche Baurevision AG, 
Wirtschafts-prüfungsgesellschaft, 
Berlin/Düsseldorf (BMVBS) 

- 

30 

0,3 

0,5 

0,4 

0,4 

- 

- 

- 

Vollprivatisierung in 2005 

17 

Berlin-Brandenburg Flughafen 
Holding GmbH, Berlin (BMVBS) 

- 

26 

0,2 

-11,4 

-42,8 

- 

- 

- 

- 

fusioniert auf FBS (lfd. Nr. 18) 

18 

Flughafen Berlin-Schönefeld 
GmbH, 

Berlin (BMVBS) 

26 

- 

- 

- 

- 

13,6 

24,4 

4,5 

16,7 

Konzernmutter ab 2004 

19 

Flughafen München GmbH, 
München (BMVBS) 

26 

26 

36,8 

6,5 

-51,1 

-54,1 

5,2 

52,1 

Ergebnis liegt 
noch nicht vor 


20 

Flughafen München 
Baugesellschaft mbH, München 
(BMVBS) 

26 

26 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

Ergebnis liegt 
noch nicht vor 

Jahresüberschüsse im Bereich von 0,03-3,5 T €; 

Veräußerung aller Bundesanteile im März 2008 

21 

Fraport AG, Frankfurt/Main 
(BMVBS) 

_ 

25,87 

68,8 

-130,3 

103 

137 

192,6 

248 

143,8 

Bundesanteil ab; 11.06.2001 18,35%; 26.10.2002 6,57%; 
19.03.2007 0,0% 

22 

LEG Saar 

Landesentwicklungsgesellschaft 
mbH, Saarbrücken (BMVBS) 

- 

25,28 

-2,1 

2,3 

- 

- 

- 

- 

- 

Vollprivatisierung in 2003 
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23 

Bundesrepublik Deutschland - 
Finanzagentur GmbH, 
Frankfurt/Main (BMF) 

100 

100 

1.6 

2,5 

1,6 

0,1 

0,1 

1.2 

0,1 

2006 Fusion mit der Bundeswertpapier- 
verwaltung 

24 

DFA Fertigungs- und Anlagenbau 
GmbH i.L., Chemnitz (BMF) 

100 

100 

2 

-1 

-0,8 

1 

0,7 

1.4 

Ergebnis liegt 
noch nicht vor 

ab 01.07,1995 in Liquidation 

25 

Energiewerke Nord GmbH (EWN), 
Rubenow (BMF) 

100 

100 

-0,5 

-0,6 

-0,5 

0 

0 

0 

0 

institutioneller Zuwendungsempfänger 

26 

Gästehaus Petersberg GmbH, 
Königswinter (BMF) 

100 

100 

0 

0 

-0,2 

-1,7 

0,2 

0.4 

Ergebnis liegt 
noch nicht vor 

bis 2004 Zuwendungsempfänger 

27 

Lausitzer und Mitteldeutsche 
Bergbau-Verwaltungsgesellschaft 
mbH (LMBV), 

Berlin (BMF) 

100 

100 

18,2 

12,3 

-12 

-3.8 

-3 

3 

2,3 

institutioneller Zuwendungsempfänger 

28 

TLG IMMOBILIEN GmbH, Berlin 
(BMF) 

(früher: TLG Treuhand 
Liegenschafts-gesellschaft mbH) 

100 

100 

-20,9 

42,6 

31,4 

28,1 

20,8 

25,5 

52,4 

Verfahren zur Privatisierung in 2008 läuft 

29 

VEBEG Gesellschaft mbH, 
Frankfurt/Main (BMF) 

100 

100 

0,4 

0,3 

0,2 

-0.1 

0,3 

0,7 

1,3 


30 

VK Service Gesellschaft für 
Vermögens-Zuordnung und 
Kommunalisierung mbH i.L., 

Berlin (BMF) 

100 

100 

0 

0 

0 

-0,1 

0 

0.2 

Ergebnis liegt 
noch nicht vor 

ab 01.01,2004 in Liquidation 

31 

Deutsche Post AG, Bonn (BMF) 

- 

50 

1.965 

1.406 

1.349 

1.301 

1,814 

1.262 

1.338 

Anteil Bund in v.H.: 2002: 50,02; 2003: 20,00; 2004; 20,00; 
2005-2007: 0,00. Anteil KfW in v.H.: 2001: 18,79; 2002; 

18,25; 2003: 42,59; 2004; 36,05; 2005: 41,69; 2006: 35,27; 
2007: 30,55 

32 

Deutsche Telekom AG, Bonn 
(BMF) 

14,83 

(KfW Anteil 
16,87 v.H.) 

30,92 (KfW 
12,13) 

3,433 

0 

2.035 

2.881 

3,570 

3.160 

6.679 

Veränderungen der Beteiligungshöhe: 2003 - Bund 26,03, 

KfW 16,74; 2004 - Bund 22,74, KfW 15,29; 2005 - Bund 15,4, 
KfW 22,09; seit 2006 - Bund 14,83, KfW 16,87 

33 

Deutsche Ausgleichsbank, Bonn 
(BMF) 

- 

40,56 

(weitere 

53,3 v.H. bei 
ERP und 

6,1 v.H. beim 
Ausgleichs- 
fonds) 

-130 

0 

0 

0 

- 

- 

- 

- 

- 

1. Zeile: HGB-Einzelabschluss; 2. Zeile: Konzernabschluss; 
Fusion mit der KfW im Juli 2003 

34 

Dusiburger Hafen AG, 

Duisburg (BMF) 

33,3 

33,3 

0.2 

0,5 

0,4 

1,6 

1,3 

1.9 

Ergebnis liegt 
noch nicht vor 

Gemäß Satzung keine Ausschüttung, sondern 

Thesaurierung zur Stärkung Eigenkapitalquote 
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35 

Helmholtz-Zentrum für 
Umweltforschung GmbH - UFZ, 
Leipzig (BMBF) 

(früher: UFZ- 

Umweltforschungszentrum Leipzig- 
Halle GmbH) 

90 

90 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

anteilige Fehlbedarfsfinanzierung 

36 

Helmholtz-Zentrum für 
Infektionsforschung GmbH (HZI), 
Braunschweig (BMBF) 

(früher: Gesellschaft für 
Biotechnologische Forschungen 
mbH) 

90 

90 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

anteilige Fehlbedarfsfinanzierung 

37 

Hahn-Meitner-Institut Berlin 

GmbH, 

Berlin (BMBF) 

90 

90 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

anteilige Fehlbedarfsfinanzierung 

38 

GSF-Forschungszentrum für 
Umwelt und Gesundheit GmbH, 
Neuherberg (BMBF); (seit 
01.01.2008 Umbenennung in 
"Helmholtz-Zentrum München 
GmbH, Deutsches 
Forschungszentrum für 

Gesundheit und Umwelt (HMGU)) 

90 

90 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

anteilige Fehlbedarfsfinanzierung 

39 

Gesellschaft für 
Schwerionenforschung mbH, 
Darmstadt (BMBF) 

90 

90 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

anteilige Fehlbedarfsfinanzierung 

40 

Forschungszentrum Karlsruhe 
GmbH, Karlsruhe (BMBF) 

90 

90 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

anteilige Fehlbedarfsfinanzierung 

41 

Forschungszentrum Jülich GmbH, 
Jülich (BMBF) 

90 

90 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

anteilige Fehlbedarfsfinanzierung 

42 

Wissenschaftszentrum Berlin für 
Sozial-forschung gemeinnützige 
Gesellschaft mbH, Berlin (BMBF) 

75 

75 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

anteilige Fehlbedarfsfinanzierung 

43 

Deutsches Primatenzentrum 

GmbH, 

Göttingen (BMBF) 

50 

50 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

anteilige Fehlbedarfsfinanzierung 

44 

Fachinformationszentrum 
Karlsruhe, Gesellschaft für 
wissenschaftlich-technische 
Information mbH, Karlsruhe 
(BMBF) 

50 

50 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

anteilige Fehlbedarfsfinanzierung 

45 

Heinrich-Hertz-Institut für 
Nachrichten- 
technik Berlin GmbH, Berlin 
(BMBF) 

- 

50 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

anteilige Fehlbedarfsfinanzierung; seit 01.01.2003 rechtlich 
unselbständiges Institut der Fraunhofer-Gesellschaft für 
angewandte Forschung e.V. 

46 

GKSS-Forschungszentrum 
Geesthacht GmbH, Geesthacht 
(BMBF) 

46,25 

46,25 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

anteilige Fehlbedarfsfinanzierung 

47 

Fachinformationszentrum Chemie 
GmbH, Berlin (BMBF) 

40 

40 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

anteilige Fehlbedarfsfinanzierung 
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48 

HIS Hochschul-Informations- 
System GmbH, Hannover (BMBF) 

33,33 

33,3 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

anteilige Fehlbedarfsfinanzierung 


BMZ 











49 

DEG - Deutsche Investitions- und 
Entwick-Iungsgesellschaft mbH, 
Köln (BMZ) 

- 

100 

20,6 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

Veräußerung an die KfW in 2001 

50 

Deutsche Gesellschaft für 
Technische Zusammenarbeit 
(GTZ) GmbH, Eschborn/Ts. 

(BMZ) 

100 

100 

10,3 

9,2 

7,3 

2,2 

11,9 

9,2 

4 

Jahresergebnis vor Verwendung für satzungsmäßige Zwecke 
und vor Einstellung in die satzungsmäßigen Rücklagen. 
Rücklagen in den Jahren 2002 bis 2004 um 37,2 Mio€ 
reduziert. 


Verwendung für satzungsmäßige 
Zwecke (Eigenmaßnahmen) 



6,1 

27 

16,8 

12,1 

8,6 

3,5 

1,8 


Einstellung in (+)/Entnahme (-) 
aus satzungsmäßigen Rücklagen 



4,2 

-17,8 

-9,5 

-9,9 

3,3 

5,7 

2,2 

51 

Deutscher Entwicklungsdienst 
Gemeinnützige Gesellschaft mbH, 
Bonn (BMZ) 

95 

95 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 


52 

Internationale Weiterbildung und 
Entwicklung (InWent) gGmbH, 

Bonn (BMZ) 

83,3 

- 

- 

-0,274 

-0,361 

-0,307 

0,3 

0,382 

Ergebnis liegt 
noch nicht vor 

Entstanden durch Zusammenlegung CDG und DSE in 2002, 
Zur Erhaltung der Gemeinnützigkeit ist eine Ausschüttung 
von Gewinnanteilen an den Gesellschafter nicht zulässig. 

53 

DEUTSCHES INSTITUT FÜR 
ENTWICK-LUNGSPOLITIK 
Gemeinnützige Gesell- 
schaft mbH, Bonn (BMZ) 

75 

75 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 



BMWi 











54 

Deutsche Agentur für 
Raumfahrtangelegen-heiten 
(DARA) GmbH i.L, Bonn (BMWi) 

100 

100 

0,083 

-0,05 

-0,179 

-0,086 

0,475 

-0,042 

Ergebnis liegt 
noch nicht vor 

Gesellschaft ist aufgelöst und befindet sich seit 1997 in 
Liquidation. Die Werte resultieren daher nicht aus der 
operativen Geschäftstätigkeit sondern ergeben sich vor allem 
aus Steuer- bzw. Sondereffekten; Ergebnis 2006: vorläufig 

55 

Gesellschaft für 
Außenhandelsinfor- 
mationen mbH, Köln (BMWi) 

100 

100 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

Ergebnis liegt 
noch nicht vor 


56 

Invest in Germany GmbH, Berlin 
(BMWi) 

100 

- 

0 

0 

0 

-0,136 

-0,034 

0,18 

- 

Gesellschaft ist gelöscht; Verschmelzung mit der IIC durch 
Neugründung der Bundesgesellschaft Invest in Germany 
GmbH rückwirkend zum 01.01.2007 

57 

Invest in Germany GmbH, Berlin 
(BMWi) 

100 



_ 

_ 

_ 

_ 

_ 

_ 

-0,19 

vgl. Nr. 56 und 64 

58 

WIK Wissenschaftliches Institut 
für Infrastruktur und 
Kommunikationsdienste GmbH, 
Bad Honnef (BMWi) 

100 

100 

0,048 

0,184 

0,049 

0,076 

0,121 

0,025 

0,122 


59 

Wismut GmbH, Chemnitz (BMWi) 

100 

100 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

fehlbedarfsfinanzierter Zuwendungsempfänger 

60 

High-Tech Gründerfonds GmbH & 
Co. KG, Bonn (BMWi) 

88,2 

_ 

_ 

_ 

_ 

_ 

-0,862 

-3,766 

-10,519 

Gründung in 2005 

61 

Trägergesellschaft Deutscher 
Pavillon mbH, Hannover (BMWi) 

- 

69,81 

0 

0 

0 

- 

- 

- 

- 

Gesellschaft 2003 gelöscht 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode -19- Drucksache 16/9684 


Lfd.Nr. 

Firma und Sitz 

des Unternehmens 

Anteil Bund 

■•■Überschuss/ ‘Fehlbetrag 
in Mio. € 

Bemerkungen 

inv.H. 2007 

inv.H. 2001 

2001 

2002 

2003 

2004 

2005 

2006 

2007 

62 

Deutsche Energie-Agentur GmbH 
(dena), 

Berlin (BMWi) 

50 

- 

-0,455 

0,119 

0,255 

0,205 

0,013 

0,205 

Ergebnis liegt 
noch nicht vor 


63 

EXPO 2000 Hannover GmbH i.L., 
Hannover (BMWi) 

50 

50 

34,307 

15,569 

2,88 

0,948 

0,959 

8,211 

Ergebnis liegt 
noch nicht vor 


64 

IIC The New German Länder 

Industrial Investment Council 
GmbH, Berlin (BMWi) 

100 

30 

0,374 

-0,138 

0 

0 

0 

0 

- 

Gesellschaft ist gelöscht; Verschmelzung mit der Invest in 
Germany GmbH durch Neugründung der Bundesgesellschaft 
Invest in Germany GmbH rückwirkend zum 01.01.2007 


BMVq 











65 

Gesellschaft für Entwicklung, 
Beschaffung und Betrieb mbH 
(g.e.b.b.), Köln (BMVq) 

100 

100 

0 

-1,2 

0,1 

1 

2,3 

3,1 

-8,9 


66 

Gesellschaft zur Entsorgung von 
chemischen Kampfstoffen und 
Rüstungsaltlasten mbH (GEKA 
mbH), 

Munster (Oertze) (BMVg) 

100 

100 

0,07 

0,104 

0,108 

0,126 

0,119 

0,117 

0,115 


67 

BwFuhrparkService GmbH, 
Troisdorf-Spich (BMVq) 

75,1 

_ 

_ 

0 

0,7 

2,9 

1,7 

1,3 

4,3 

Gründung der Gesellschaft in 2002 als Tochterunter- 
nehmen der G.E.B.B., Ausqründunq in 2006 

68 

Fernleitungs-Betriebsgesellschaft 
mbH (FBG), Bonn-Bad Godesberg 
(BMVg) 

51 

bis 2007 

51 % Tochter 

der VEBEG 
GmbH 

0,04 

0,038 

0,024 

0,062 

0,051 

0,054 

0,055 

Ausgründung in 2007 

69 

BWI Informationstechnik GmbH 
(BWI IT GmbH), Meckenheim 
(BMVg) 

49,9 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

7,2 

Gründung in 2006; Rumpfgeschäftsjahr von Okt.06 bis 

Sep.07 



70 

Heeresinstandsetzungslogistik 

GmbH 

(HILGmbH), Bonn (BMVq) 

49 

- 

- 

- 

- 

- 

0,36 

1,4 

2,3 

Gründung in 2005 

71 

LH Bundeswehr 
Bekleidungsgesellschaft mbH, 

Köln (BMVq) 

25,1 

- 

- 

0,9 

4,3 

0,2 

3 

3,1 

3,6 

Erwerb von 25,1 v.H. durch die G.E.B.B. in 2002; 
Ausgründung in 2007 


BKM 











72 

Kulturveranstaltungen des Bundes 
in Berlin GmbH, Berlin (BKM) 

100 

- 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

in 2003 entstanden aus "Haus der Kulturen der Welt GmbH" 
und "Berliner Festspiele GmbH" 

73 

Transit-Film-Gesellschaft mbH, 
München (BKM) 

100 

100 

0,473 

0,217 

0,214 

0,256 

0,142 

0,052 

0 

Überschüsse 

74 

Kunst- und Ausstellungshalle der 
Bundesrepublik Deutschland 
GmbH, 

Bonn (BKM) 

60,98 

60,98 

-0,46 

-0,48 

-1 ,08 

-3,07 

-2,44 

-1,92 

Ergebnis liegt 
noch nicht vor 


75 

Berliner Festspiele GmbH, Berlin 
(BKM) 

_ 

50 

_ 

_ 

_ 

- 

_ 

_ 

_ 

vgl. Nr. 72 
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Lfd.Nr. 

Firma und Sitz 

des Unternehmens 

Anteil Bund 

+Überschuss/ -Fehlbetrag 
in Mio. € 

Bemerkungen 

in v.H. 2007 

in v.H. 2001 

2001 

2002 

2003 

2004 

2005 

2006 

2007 

76 

Deutsches Historisches Museum 
GmbH, Berlin (BKM) 

50 

50 

-0,88 

-0,31 

-1,07 

-0,67 

0,22 

-2,09 

0,73 

Diese Überschüsse bzw. Fehlbeträge sind der 
kaufmännischen Buchführung entnommen und entsprechen 
nicht dem Haushaltsabschluss. Der Haushaltsabschluss 
weist Überschüsse aus. Der Fehlbetrag resultiert durch 
Rückstellungen die jedoch teilweise nicht kassenwirksam 
(Bsp. 2006 Rückstellungen für Urlaubsansprüche) wurden. 

Der Überschuss für 2007 ist noch nicht von den 
Wirtschaftsprüfern bestätigt worden. 

77 

Rundfunk-Orchester und -Chöre 
GmbH Berlin, Berlin (BKM) 

35 

35 

1,656 

2,151 

1,05 

-0,349 

-0,28 

-0,192 

-2,232 



Übrige Ressorts 











78 

Zentrum für Internationale 
Friedenseinsätze gGmbH, Berlin 
(AA) 

100 

- 

- 

0 

0 

0 

0 

0 

0 

Gründung in 2002 / gemeinnützige GbmbH 

79 

Haus der Kulturen der Welt 

GmbH, 

Berlin (AA) 

- 

50 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

vgl. Nr. 72 

80 

juris GmbH Juristisches 
Informationssystem für die 
Bundesrepublik Deutschland, 
Saarbrücken (BMJ) 

50,01 

95,34 

4,25 

4,238 

3,709 

4,252 

4,677 

4,43 

- 

Teilprivatisierung in 2001. Der Gesellschafterbeschluss zum 
Prüfungsbericht 2007 liegt noch nicht vor. 

81 

Bundesanzeiger 
Verlagsgesellschaft mbH, Köln 
(BMJ) 

- 

35,1 

+ 12,577 

+ 12,589 

+ 13,431 

+ 13,502 

+ 15,390 

- 

- 

Vollprivatisierung in 2006 

82 

Genossenschaft Höhenklinik 
Valbella Davos, Davos (BMAS) 

- 

100 

0,0 (CHF) 

0,0 (CHF) 

-0,2 (CHF) 

-2,6 (CHF) 

0,5 (CHF) 

-1,0 (CHF) 

Ergebnis Hegt 
noch nicht vor 

Einstellung Klinikbetrieb im Jahr 2004; Veräußerung der 
Immobilien im Jahr 2007 

83 

Gesellschaft für Anlagen- und 
Reaktor-Sicherheit (GRS) mbH, 
Köln (BMU) 

46,1 

46,15 

0,049 

0,119 

0,938 

0,026 

0,431 

0,455 

3,318 


84 

Stiftung Deutsch-Russischer 
Jugendaustausch gGmbH, 
Hamburg (BMFSFJ) 

35 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

0 

0 

Gründung in 2006, gemeinnützig, keine 
Gewinnerzielungsabsicht 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Technoiogie 


17. Abgeordnete 

Bärbel 

Höhn 

(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie viele Stunden im Jahr 2007 und gesondert 
auch in den ersten 5 Monaten im Jahr 2008 
waren an der Strombörse in Eeipzig - bitte für 
Spot- und Terminmarkt - die Preise für eine 
Kilowattstunde Strom teurer als 5 und 8 Cent? 


Antwort des Staatssekretärs Jochen Homann 
vom 16. Juni 2008 

Die Spotmarktpreise an der Strombörse in Eeipzig überstiegen im 
Jahr 2007 1 722 Stunden 5 Cent/kWh, davon 523 Stunden 8 Cent/ 
kWh. 

Vom 1. Januar bis zum 11. Juni 2008 waren die Spotmarktpreise 
2 565 Stunden höher als 5 Cent/kWh und 654 Stunden höher als 
8 Cent/kWh. 

Am Terminmarkt werden nach Auskunft der Eeipziger Strombörse 
nur Monate, Quartale und Jahresverträge gehandelt. Eine Aussage zu 
Stundenpreisen ist deshalb für den Terminmarkt nicht möglich. 


18. Abgeordneter 

Klaus 

Hofbauer 

(CDU/CSU) 


Zu welchen Bedingungen (Antragszeitpunkt, 
zuständige Behörde, Antragsteller, Vorausset- 
zungen) können Anträge zur Eörderung von 
Wärmeleitungen gestellt werden, und unter 
welchen Voraussetzungen erfolgt eine Eörde- 
rung? 


Antwort des Staatssekretärs Jochen Homann 
vom 16. Juni 2008 

Betreiber von Wärmenetzen, die neu- oder ausgebaut wurden, haben 
nach der von der Bundesregierung in 2. und 3. Eesung verabschiede- 
ten Novelle des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes (KWKG), die am 
1. Januar 2009 in Kraft treten soll, einen Anspruch auf Zahlung eines 
einmaligen Zuschlags in Höhe von höchstens 20 Prozent der ansatzfä- 
higen Investitionskosten, wenn die Inbetriebnahme des neu- oder aus- 
gebauten Netzes im Zeitraum nach dem Inkrafttreten des Gesetzes bis 
spätestens zum 31. Dezember 2020 erfolgt. 

Als zuständige Stelle für die Antragstellung und die Bewilligung der 
Zuschlagszahlungen ist im Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz das Bun- 
desamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAEA) vorgesehen. 

Der Antrag auf einen Zuschlag kann nach der Inbetriebnahme des 
neu- oder ausgebauten Wärmenetzes bis zum 28. Eebruar des auf die 
Inbetriebnahme folgenden Kalenderjahres gestellt werden. 
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Weitere detaillierte Bedingungen für die Zuschlagsberechtigung wer- 
den in § 5a des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes genannt. Der § 6a 
gibt Auskunft über die konkreten Zulassungsvoraussetzungen ein- 
schließlich der für die Förderung zu erbringenden Nachweise. 

Für die Förderung des Wärmenetzausbaus ist ein jährliches Finanzvo- 
lumen von 150 Mio. Euro vorgesehen, welches von den Stromnetzbe- 
treibern zu entrichten ist und letztlich über die KWK-Umlage auf die 
Stromverbraucher umgelegt wird. 

Wird das vorgesehene jährliche Finanzvolumen für den Wärmenetz- 
ausbau überschritten, erfolgt die Zahlung der den genannten Betrag 
übersteigenden Beträge nach der Reihenfolge der Inbetriebnahme in 
den Folgejahren. 

Nahwärmenetze, die aus erneuerbaren Energien gespeist werden, kön- 
nen aus dem Marktanreizprogramm für erneuerbare Energien mit 
zinsgünstigen Darlehen und Tilgungszuschüssen gefördert werden. 
Die Förderung beträgt bei einer erstmaligen Erschließung 60 Euro, 
ansonsten 80 Euro je Meter Trassenlänge. Zusätzlich können Haus- 
übergabestationen gefördert werden. Sofern eine Förderung nach 
dem KWKG möglich ist, werden die Fördersätze so gekürzt, dass die 
o. a. Beträge nicht überschritten werden. 

Die Förderung wird im Rahmen des KfW-Programms (KfW: Kredit- 
anstalt für Wiederaufbau Bankengruppe) „Erneuerbare Energien“ ab- 
gewickelt. Derzeit ist das Programm wegen der noch ausstehenden 
beihilferechtlichen Genehmigung durch die Europäische Kommission 
noch nicht geöffnet. 

Mit dem Vorhaben darf vor Antragstellung nicht begonnen werden. 
Als Vorhabensbeginn gilt der Abschluss eines der Ausführung zuzu- 
rechnenden Lieferungs- oder Leistungsvertrages. 

Antragsteller können kleine und mittlere gewerbliche Unternehmen, 
Freiberufler, Kommunen und kommunale Unternehmen sein. Große 
Unternehmen sind nur dann antragsberechtigt, wenn die Maßnahme 
besonders förderwürdig ist. 

Nahwärmenetze sind nur dann förderfähig, wenn sie zu mindestens 
20 Prozent aus solarer Strahlungsenergie und ansonsten mit Wärme 
aus hocheffizienter KWK bzw. Wärmepumpen oder zu mindestens 
50 Prozent aus erneuerbaren Energien gespeist werden. Darüber hi- 
naus muss der Mindestwärmeabsatz im Mittel über das gesamte Netz 
mindestens 500 kWh pro Jahr und Meter Trasse betragen. Einzelhei- 
ten der Förderung sind in den Richtlinien zur Förderung von Maß- 
nahmen zur Nutzung erneuerbarer Energien im Wärmemarkt vom 
5. Dezember 2007 geregelt. 


19. Abgeordneter 

Horst 

Meierhofer 

(FDP) 


Aus welchem Grund will die Bundesregierung 
mit dem geplanten § 99 Abs. 1 Satz 2 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun- 
gen (GWB) (Entwurl) die interkommunale 
Zusammenarbeit weitestgehend vergaberechts- 
frei stellen, wo doch nach derzeit geltender 
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Rechtslage lediglich eine interkommunale Zu- 
sammenarbeit auf Grundlage der Gründung 
eines Zweckverbandes vergaberechtsfrei ist? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Walther Otremba 
vom 16. Juni 2008 

Die geplante Neufassung des § 99 Abs. 1 Satz 2 GWB stellt nicht die 
interkommunale Kooperation vergaberechtsfrei. Die Neuregelung des 
§ 99 Abs. 1 GWB präzisiert den Begriff des öffentlichen Auftrags und 
stellt dabei u. a. klar, dass kein öffentlicher Auftrag vorliegt, wenn 
eine staatliche Einheit (öffentlicher Auftraggeber nach § 98 Nr. 1, 2 
oder 3 GWB) - sei dies Bund, Land, Körperschaft, Anstalt des öffent- 
lichen oder Gesellschaft des privaten Rechts - die Aufgabe selbst er- 
füllt, und stellt klar, dass dies dann der Fall ist, wenn eine andere staat- 
liche Einheit beauftragt wird, die ihre Leistung nicht am Markt an- 
bietet und an der privates Kapital nicht beteiligt ist. 


20. Abgeordneter 

Horst 

Meierhofer 

(FDP) 


Würde eine solche Regelung nach Auffassung 
der Bundesregierung eine über eine bloße 
Konkretisierung hinausgehende Änderung des 
derzeit geltenden deutschen Vergaberechts 
darstellen, und wenn nein, warum nicht? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Walther Otremba 
vom 16. Juni 2008 

Der § 99 Abs. 1 Satz 2 GWB-E stellt für die Zukunft klar, unter wel- 
chen Voraussetzungen kein öffentlicher Auftrag vorliegt und damit 
Vergaberecht nicht anwendbar ist. 


21. Abgeordneter 

Horst 

Meierhofer 

(FDP) 


Geht die Bundesregierung auch vor dem Hin- 
tergrund, dass der Europäische Gerichtshof 
(EuGH) in einer Reihe von Entscheidungen 
urteilte, dass eine ausschreibungsfreie Vergabe 
nur möglich ist, wenn der Auftraggeber über 
den Auftragnehmer eine Kontrolle wie über 
eine eigene Dienststelle hat und der Auftrag- 
nehmer für den Auftraggeber im Wesentlichen 
tätig ist, wobei die Fallgestaltungen auch Auf- 
tragsverhältnisse betrafen, an denen aus- 
schließlich die öffentliche Hand beteüigt war, 
von einer Europarechtskonformität des ge- 
planten § 99 Abs. 1 Satz 2 GWB (Entwurf) 
aus? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Walther Otremba 
vom 16. Juni 2008 

Die Frage, inwieweit das Europarecht die Zusammenarbeit zwischen 
öffentlichen Stellen als öffentlichen Auftrag qualifiziert und damit 
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dem EG-Vergaberecht unterwirft, ist nicht abschließend geklärt. Auch 
die Rechtsprechung des EuGH zu sog. Inhouse-Vergaben gibt auf 
diese Erage keine abschließende Antwort. § 99 Abs. 1 Satz 2 GWB-E 
bezweckt auch nicht die Kodifizierung dieser Rechtsprechung. Die 
Vorschrift greift die Ratio der bisherigen EuGH-Rechtsprechung auf 
Der EuGH hat in der Rechtssache C-340/04 „Cabotermo“ noch ein- 
mal bekräftigt, dass es gegen die Annahme eines öffentlichen Auftrags 
spricht, wenn der Auftragnehmer seine Tätigkeit im Wesentlichen für 
den Auftraggeber verrichtet. Dieses Kriterium stellt nach Ansicht des 
EuGH sicher, dass das EG-Vergaberecht anwendbar ist, wenn der 
Auftragnehmer auf dem Markt tätig ist und mit anderen Unterneh- 
men im Wettbewerb steht. Damit geht der EuGH - umgekehrt - auch 
davon aus, dass bei einer Tätigkeit im Wesentlichen für den Auftrag- 
geber die Grenze zwischen Staat und Markt noch nicht überschritten 
ist. 

Mit der geplanten Neufassung des § 99 Abs. 1 Satz 2 GWB soll der 
durch das EG-Vergaberecht gegebene Gestaltungsspielraum auf natio- 
naler Ebene genutzt werden. Es steht nämlich außer Zweifel, dass das 
Gemeinschaftsrecht keinen Mitgliedstaat daran hindert, in Ausübung 
seiner Organisationshoheit darüber zu entscheiden, wie er die Erledi- 
gung seiner Aufgaben organisiert. Wenn sich die öffentliche Hand da- 
für entscheidet, eine Eeistung nicht selbst zu erbringen, sondern am 
Markt zu beschaffen, ist Vergaberecht anwendbar. Wenn eine staat- 
liche Einheit dies nicht tut, sondern die Aufgabe selbst erfüllt, greift 
kein Vergaberecht. Die Grenze vom Staat zum Markt wird auch nicht 
überschritten, wenn eine Eeistung innerhalb der staatlichen Sphäre 
durch die Zusammenarbeit verschiedener staatlicher Stellen anstatt 
durch eine einzelne Stelle erbracht wird. 


22. Abgeordneter 

Bodo 

Ramelow 

(DIE EINKE.) 


Welche Vorkehrungen hat die Bundesregie- 
rung beim Auf- und Ausbau der Telekommuni- 
kationsnetze und der Integration ostdeutscher 
Post- und Telekommunikationsdienste getrof- 
fen, um Standortgarantien für Ostdeutschland 
abzusichern? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernd Pfaffenbach 
vom 20. Juni 2008 

Das damalige Bundesunternehmen, die Deutsche Bundespost Tele- 
kom hat ca. 30 Mrd. Euro investiert, um das vormals völlig unzurei- 
chende Telefonnetz in Ostdeutschland zu modernisieren. Zum Zeit- 
punkt der Eertigstellung gegen Ende der 90er Jahre verfügte Ost- 
deutschland über das technisch modernste Telefonnetz in Europa. Zu 
möglichen Standortgarantien liegen der Bundesregierung keine Infor- 
mationen vor. 


23. Abgeordneter 

Bodo 

Ramelow 

(DIE EINKE.) 


Wann und in welcher Höhe haben das Tele- 
kom-Callcenter und das Servicecenter der Vi- 
vento Customer Services in Gera Wirtschafts- 
fördermittel erhalten? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernd Pfaffenbach 
vom 20. Juni 2008 

Seit Übertragung und Betriebsübergang des Callcenters am Standort 
Gera zum 1. September 2007 zur Vivento Customer Services (VCS) 
sind nach Auskunft der Deutschen Telekom AG im Verantwortungs- 
kreis der VCS keine Wirtschaftsfördermittel beantragt worden. Damit 
habe die VCS seit diesem Zeitpunkt keine Wirtschaftsfördermittel für 
den Standort Gera erhalten. 


24. Abgeordneter 

Bodo 
Ramelow 
(DIE LINKE.) 


Sind Beschäftigte des Vivento-Servicecenters 
in Gera per Betriebsübergang aus der Deut- 
schen Telekom AG übernommen worden, und 
wenn ja, welche Änderungen kollektivrecht- 
licher Regelungen hat es dabei gegeben? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Bernd Pfaffenbach 
vom 20. Juni 2008 


Nach Auskunft der Deutschen Telekom AG sind 138 Mitarbeiter der 
Vivento Kundenniederlassung Spezial am Standort Gera zum 1 . Sep- 
tember 2007 im Wege des Betriebsübergangs von der Deutschen Tele- 
kom AG zur VCS übergegangen. Dies hatte zur Eolge, dass der Über- 
gangstarifvertrag VCS anstatt des Tarifvertrags der Deutschen Tele- 
kom AG fortan für diese Mitarbeiter gilt. Des Weiteren gelten laut 
Deutscher Telekom AG seither die Gesamtbetriebsvereinbarungen 
der VCS für den Standort Gera. Erühere Betriebsvereinbarungen und 
Gesamtbetriebsvereinbarungen, die den gleichen Inhalt haben, seien 
damit abgelöst. Alle übrigen Betriebsvereinbarungen der früheren 
Kundenniederlassung Spezial gelten auch weiterhin für den Standort 
Gera. 


25. Abgeordneter Hat das Bundesministerium für Wirtschaft 

Jörg und Technologie tatsächlich die Ordnungsge- 

Tauss mäßheit des Standardisierungsverfahrens, im 

(SPD) Rahmen der Abstimmung im Deutschen Insti- 

tut für Normung (DIN), bei der es um Pestle- 
gung der deutschen Position hinsichtlich des 
Verfahrens zur Annahme des neuen Datenaus- 
tauschstandards Open Office XML (OOXML) 
durch die International Organization for Stan- 
dardization (ISO) ging, bestätigt, während das 
Bundesministerium des Innern sowie das Aus- 
wärtige Amt seine Ordnungsgemäßheit ver- 
neinten, und, wenn ja, aus welchen Gründen 
kam es zu diesen divergierenden Beurteilun- 
gen? 

Antwort des Staatssekretärs Jochen Homann 
vom 18. Juni 2008 

In der Abstimmung im DIN war durch die von den verschiedensten 
Organisationen (Unternehmen, Behörden, wissenschaftliche Einrich- 
tungen) entsandten Vertreter zu entscheiden, ob aufgrund von Verfah- 
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rensmängeln das deutsche Votum zu OOXML zu ändern sei. Der Ver- 
treter des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie hat 
nach der eindeutigen Erklärung des DIN, dass keine Verfahrensmän- 
gel in dem OOXMDStandardisierungsverfahren vorliegen, entspre- 
chend votiert; auch andere Einrichtungen und Organisationen haben 
Verfahrensmängel verneint. Die Vertreter des Auswärtigen Amts und 
des Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik haben auf- 
grund von Hinweisen zu Unregelmäßigkeiten im Standardisierungs- 
verfahren des Eormates OOXME bei der ISO bzw. dem DIN die Ord- 
nungsmäßigkeit des Verfahrens durch entsprechendes Abstimmungs- 
verhalten im zuständigen DIN-Gremium nicht bestätigt. Das Bundes- 
ministerium des Innern ist in dem betreffenden DIN-Gremium nicht 
vertreten. 


26. Abgeordneter Hat sich das Bundesministerium für Wirtschaft 

Jörg und Technologie vor seiner Entscheidung fach- 

Tauss lieh auch mit den Argumenten der OOXME- 

(SPD) Kritiker auseinandergesetzt, die u. a. in den 

einschlägigen Internetblogs schwerwiegende 
Mängel dieses Verfahrens monierten, und wel- 
che Kenntnisse hat die Bundesregierung ins- 
gesamt über mögliche Mängel dieses Verfah- 
rens? 

Antwort des Staatssekretärs Jochen Homann 
vom 18. Juni 2008 

Die EU-Kommission hat im Januar 2008 gegen die Eirma Microsoft 
ein Untersuchungsverfahren eingeleitet. Dabei soll auch die Erage 
möglicher Mängel bei dem ISO-Verfahren für den Standard OOXME 
geprüft werden. Zudem sind bei der ISO durch andere Staaten (Süd- 
afrika, Indien, Venezuela und Brasilien) Einsprüche eingegangen, wel- 
che derzeit zu einer ISO-internen Überprüfung des Verfahrens geführt 
haben. 

Die Bundesregierung gibt zu Sachverhalten laufender Prüfungsverfah- 
ren keine Stellungnahmen und Beurteilungen ab. 


27. Abgeordneter Besitzt die Bundesregierung Erkenntnisse 

Jörg darüber, ob und inwieweit es einzelnen Un- 

Tauss ternehmen möglich ist, durch die inhaltliche 

(SPD) Ausgestaltung der aktuellen OOXME-Spezifi- 

kation den Wettbewerb im Bereich der Office- 
Softwareprodukte zu beschränken? 

Antwort des Staatssekretärs Jochen Homann 
vom 18. Juni 2008 

Die Bundesregierung verfügt nach ausführlicher Prüfung der 
OOXME-Spezifikation über die Erkenntnis, dass durch eine inhalt- 
liche Ausgestaltung der aktuellen OOXME-Spezifikation der Wettbe- 
werb im Office-Produktbereich eingeschränkt werden kann. Die Bun- 
desregierung hat sich bis zuletzt dafür eingesetzt, solche Mängel bzw. 
Ungenauigkeiten in der Spezifikation von OOXME zu beheben. 



Drucksache 16/9684 


- 28 - 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


Wenn der OOXML-Standard die aus Sicht der Bundesregierung erfor- 
derliche Interoperabilität und Offenheit zu bereits vorhandenen Stan- 
dards aufweist, sind Wettbewerbsbeschränkungen und -behinderungen 
nicht zu erwarten. 


28. Abgeordneter In welchen Behörden wird in der Bundesregie- 

Jörg rung bereits das Dokumentenformat ODF ge- 

Tauss nutzt, und wo ist seine Nutzung geplant? 

(SPD) 

Antwort des Staatssekretärs Jochen Homann 
vom 18. Juni 2008 

Das Dokumentenformat ODF wird gegenwärtig u. a. im Auswärtigen 
Amt, im Bundesministerium des Innern sowie im Bundesministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucher schütz eingesetzt. 
Das SAGA-Handbuch empfiehlt den Einsatz von ODF innerhalb der 
Bundesregierung. Die Projektgruppe „Offene Dokumentenformate“ 
des IT-Rates plant, noch in diesem Jahr erste Festlegungen für die Do- 
kumentenformate, welche in der Bundesverwaltung eingesetzt werden, 
zu erarbeiten und diese dem IT-Rat vorzulegen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziaies 


29. Abgeordneter 

Jochen-Konrad 

Fromme 


(CDU/CSU) 


Wie viel - aufgeschlüsselt in 5 Jahresschritten 
für die letzten 15 Jahre - wendet die Bundes- 
republik Deutschland pro Einwohner für die 
Rente/Altersversorgung und Gesundheitsfür- 
sorge auf, und wie stellt sich das im Vergleich 
zu den Ländern Frankreich, Großbritannien 
und Schweden dar? 


30. Abgeordneter 

Jochen-Konrad 

Fromme 


(CDU/CSU) 


Wie viel - aufgeschlüsselt in 5 Jahresschritten 
für die letzten 15 Jahre - wendet die Bundesre- 
publik Deutschland pro Einwohner für die Ar- 
beitslosenversicherung und Hartz IV/Grund- 
sicherung auf, und wie stellt sich das im Ver- 
gleich zu den Ländern Frankreich, Großbri- 
tannien und Schweden dar? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Franz Thönnes 
vom 19. Juni 2008 

Aufgrund der sehr unterschiedlichen Ausgestaltung der nationalen So- 
zialschutzsysteme ist ein direkter internationaler Vergleich einzelner 
Systeme wenig aussagekräftig. Um den Vergleich von Sozialschutzleis- 
tungen zu ermöglichen, unterscheidet das Europäische System inte- 
grierter Sozialschutzstatistiken (ESSOSS) deshalb die Sozialleistungen 
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nach ihrer Funktion. Die Funktion einer Sozialleistung bezieht sich 
dabei auf den Zweck einer Leistung bzw. den Grund der Leistungsge- 
währung, unabhängig von welchem Sozialsystem diese Leistung er- 
bracht wird. ESSOSS kennt insgesamt 8 Funktionen des Sozialschut- 
zes. Von Interesse im Sinne der Fragestellung sind die Funktionen Al- 
ter und Hinterbliebene, Krankheit/Gesundheitsversorgung und Invali- 
dität sowie Arbeitslosigkeit. Danach gestaltet sich ein Vergleich der 
Sozialausgaben in Deutschland mit denen der Länder Frankreich, 
Großbritannien und Schweden wie folgt: 


Sozialleistungen der Funktion Alter und Hinterbliebene 

(Leistungen in Euro je Einwohner zu konstanten Preisen von 1995 bzw. in % des Brutto- 
inlandsprodukts) 



1991 

1995 

2000 

2005 

Deutschland 

2.199€ 

2.741 € 

2.885 € 

3.001 € 


10,7% 

1 1 ,6% 

11,9% 

12,4% 

Frankreich 

2.110€ 

2.526 € 

2.791 € 

3.142 € 


11,3% 

12,5% 

12,2% 

13,0% 

Großbritannien 

1.759 € 

1.738 € 

2.955 € 

2.841 € 


10,7% 

1 1 ,5% 

12,6% 

1 1 ,9% 

Schweden 

3.205 € 

2.749 € 

3.300 € 

3.482 € 


12,6% 

12,7% 

11,9% 

12,5% 


Quelle: Eurostat 


Sozialleistungen der Funktion Krankheit/Gesundheitsversorgung und Invalidität 

(Leistungen in Euro je Einwohner zu konstanten Preisen von 1995 bzw. in % des Brutto- 
inlandsprodukts) 



1991 

1995 

2000 

2005 

Deutschland 

1.891 € 

2.430 € 

2.456 € 

2.418€ 


9,3% 

10,3% 

10,2% 

10,0% 

Frankreich 

1.681 € 

1.981 € 

2.176€ 

2.556 € 


9,1% 

9,8% 

9,6% 

10,6% 

Großbritannien 

1.406 € 

1 .408 € 

2.169€ 

2.554 € 


8,4% 

9,3% 

9,0% 

10,5% 

Schweden 

2.895 € 

2.507 € 

3.350 € 

3.416 € 


11,2% 

1 1 ,5% 

12,0% 

12,3% 


Quelle: Eurostat 


Sozialleistungen der Funktion Arbeitslosigkeit 

(Leistungen in Euro je Einwohner zu konstanten Preisen von 1995 bzw. in % des Brutto- 
inlandsprodukts) 



1991 

1995 

2000 

2005 

Deutschland 

480 € 

572 € 

601 € 

527 € 


2,1% 

2,4% 

2,4% 

2,1% 

Frankreich 

464 € 

457 € 

457 € 

540 € 


2,4% 

2,3% 

2,0% 

2,2% 

Großbritannien 

254 € 

225 € 

138 € 

136 € 


1,8% 

1 ,5% 

0,8% 

0,7% 

Schweden 

814€ 

792 € 

541 € 

531 € 


3,9% 

3,6% 

2,1% 

1 ,9% 


Quelle: Eurostat 
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31. Abgeordnete 

Katja 

Kipping 

(DIE LINKE.) 


Sieht die Bundesregierung Handlungsbedarf 
bezüglich der Tatsache, dass einer alleinerzie- 
henden Bezieherin von Leistungen nach dem 
SGB II ein Mehrbedarf nach § 21 Abs. 3 
SGB II von einer Arbeitsgemeinschaft verwei- 
gert wird, weil deren noch nicht volljähriges 
Kind, das Berufsausbildungsbeihilfe erhält und 
deswegen mit der Alleinerziehenden keine 
Bedarfsgemeinschaft bildet, in der Woche in 
einem Internat untergebracht ist, und wenn ja, 
welchen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Klaus Brandner 
vom 19. Juni 2008 

Die Bundesregierung sieht keinen Handlungsbedarf. § 21 Abs. 3 
SGB II gibt den Trägern der Grundsicherung für Arbeitsuchende eine 
eindeutige und abschließende Regelung zur Beurteilung vor, in wel- 
chen Eällen ein Mehrbedarf für Alleinerziehende anzuerkennen ist. 
Voraussetzungen für die Gewährung sind einerseits das Zusammenle- 
ben mit mindestens einem minderjährigen Kind und andererseits die 
alleinige Ausübung der Pflege und Erziehung des Kindes. Unerheb- 
lich hierfür ist, ob das Kind zur Bedarfsgemeinschaft der oder des 
Alleinerziehenden gehört. 

Grundlage für die Eeststellung eines etwaigen Mehrbedarfs sind die 
tatsächlichen Verhältnisse. Bei einer überwiegenden Abwesenheit des 
minderjährigen Kindes während der Woche liegt kein Zusammenle- 
ben vor. Darüber hinaus fehlt es bei der ganztägigen Abwesenheit des 
Kindes unter der Woche an dem höheren zeitlichen Aufwand durch 
das Alleinerziehen und an einer Mehrkosten verursachenden Ein- 
schränkung der Lebensführung. Die Regelung des Zweiten Buches So- 
zialgesetzbuch hat die zuvor in der Sozialhilfe eingeführte Norm un- 
verändert übernommen. Genauso wie die Regelung in der früheren 
Sozialhüfe trägt § 21 Abs. 3 SGB II dem Umstand Rechnung, dass 
Alleinerziehende beispielsweise zusätzliche Aufwendungen für die 
Kontaktpflege mit anderen Erwachsenen, für gelegentliche Dienst- 
leistungen Dritter oder wegen stärkerer zeitlicher Gebundenheit und 
mangelnder Mobilität haben können. 

Schließlich ist auch zweifelhaft, ob bei einer Unterbringung in einem 
Internat die tatsächliche, einen Mehrbedarf begründende alleinige 
Sorge für Pflege und Erziehung des Kindes gegeben ist. 


32. Abgeordnete 

Kristina 

Köhler 

(Wiesbaden) 

(CDU/CSU) 


Welche Begründung gibt es nach Ansicht der 
Bundesregierung dafür, dass im Renteninfor- 
mationsbrief der Deutschen Rentenversiche- 
rung Bund nicht darauf hingewiesen wird, dass 
Versicherte, die nach besonders langjähriger 
und regelmäßiger Berufstätigkeit (45 Jahre) 
schon mit 65 Jahren statt mit 67 Jahren 
in Rente gehen können, ohne Abschläge ein- 
büßen zu müssen? 
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Antwort des Staatssekretärs Franz-Josef Lersch-Mense 
vom 11. Juni 2008 

Die Träger der gesetzlichen Rentenversicherung sind seit dem Jahr 
2004 gesetzlich verpflichtet, neben der Rentenauskunft eine Rentenin- 
formation (§ 109 SGB VI) zu versenden. Mit der Renteninformation 
erhalten Versicherte, die das 27. Lebensjahr vollendet haben, im Jah- 
resrhythmus eine Information über die bei Erreichen der Regelalters- 
grenze und bei Erwerbsminderung zu erwartenden Rentenansprüche 
(§ 109 Abs. 3 SGB VI). Ab dem 55. Eebensjahr wird die Renteninfor- 
mation alle drei Jahre durch die Rentenauskunft ersetzt. Im Unter- 
schied zur Renteninformation enthält die Rentenauskunft auch Infor- 
mationen zu den Anspruchsvoraussetzungen für die einzelnen Renten 
(§ 109 Abs. 4 SGB VI), die u. a. die mit Beginn der stufenweisen An- 
hebung der Regelaltersgrenze ab dem 1. Januar 2012 in Kraft tretende 
Rente für besonders langjährig Versicherte umfasst. Da die An- 
spruchsvoraussetzungen für die einzelnen Renten vor allem für die so 
genannten rentennahen Jahrgänge eine besondere und zunehmende 
Relevanz haben, entspricht dieses Vorgehen der Rentenversicherungs- 
träger nach Ansicht der Bundesregierung sowohl dem gesetzlichen 
Auftrag als auch dem differenzierten Informationsbedürfnis der Versi- 
cherten. 


33. Abgeordnete 

Kristina 

Köhler 

(Wiesbaden) 

(CDU/CSU) 


Wie viele Bundesbürger werden nach Einschät- 
zung der Bundesregierung und unter Berück- 
sichtigung vorhandener Daten und statisti- 
scher Erhebungen bis 2029 jeweils pro Jahr 
von der oben genannten Regelung betroffen 
sein? 


Antwort des Staatssekretärs Franz-Josef Lersch-Mense 
vom 11. Juni 2008 

Gemäß einer Sonderauswertung der Deutschen Rentenversicherung 
Bund des Rentenzugangs des Jahres 2004 erfüllen (unter Berücksichti- 
gung der neuen Altersgrenzen) rd. 21 Prozent aller Zugänge die War- 
tezeit von 45 Jahren, die für die Inanspruchnahme einer Rente für 
besonders langjährig Versicherte Voraussetzung sind. Wie sich der 
Anteil der Versicherten mit einer Wartezeit von 45 Jahren zukünftig 
entwickeln wird, kann nicht quantitativ abgeschätzt werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz 


34. Abgeordneter Weshalb lehnt die Bundesregierung Maßnah- 

Dr. Edmund Peter men zur Entbürokratisierung ab und beharrt 
Geisen gegenüber der EU-Kommission darauf, dass 

(EDP) weiterhin „leicht gebogene Gurken eine maxi- 

male Krümmung von 20 Mülimetern auf 
10 Zentimeter Eänge der Gurke aufweisen 
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müssen“, wie dies in der Verordnung (EWG) 
Nr. 1677/88 festgelegt wurde (DER SPIE- 
GEE, 24/2008 Seite 41)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerd Müller 
vom 13. Juni 2008 

Die Bundesregierung lehnt keineswegs Maßnahmen zur Entbürokrati- 
sierung ab. Die Bundesregierung beharrt ebenfalls nicht auf Vorschrif- 
ten über die Krümmung von Gurken. Die in dem o. g. Artikel im 
Magazin „DER SPIEGEE“ kolportierte Krümmung der Gurken ist 
nicht Gegenstand der Diskussion. 

Vermarktungsnormen sind ein wichtiges Element für einen funktionie- 
renden Obst- und Gemüsemarkt und werden von allen Wirtschaftsbe- 
teiligten unterstützt. Die schaffen Markttransparenz, bieten Erzeu- 
gung und Handel definierte Wareneigenschaften und schaffen ein qua- 
litativ abgestuftes Angebot für den Verbraucher. 

Der von der EU-Kommission vorgelegte Entwurf zur Neufassung der 
Vorschriften für die Vermarktungsnormen für Obst und Gemüse soll 
die Ratsbeschlüsse vom Juni 2007 über die Reform der Gemeinsamen 
Marktorganisation für Obst und Gemüse umsetzen. Nach Auffassung 
der Bundesregierung sowie von mehr als 15 Mitgliedstaaten sind in 
diesem Entwurf im Hinblick auf eine marktorientierte und anwender- 
freundliche Anwendung erhebliche Verbesserungen erforderlich. 

Diese betreffen insbesondere 

- die unzureichende Ausgestaltung der Rahmennorm, 

- die zu stark gekürzte Eiste der spezifischen Vermarktungsnormen, 
die wichtige deutsche Erzeugnisse wie z. B. Spargel, Zwiebeln und 
Möhren nicht abdeckt, 

- technische Mängel wie z. B. die Anwendung der Normen der UN/ 
ECE. 

Die deutsche Haltung in den Beratungen im Verwaltungsausschuss 
richtet sich keineswegs gegen Bürokratieabbau und Vereinfachung der 
Regelungen, wie vom Magazin „DER SPIEGEE“ unterstellt, sondern 
es wurde aktiv an Vorschlägen für die Vereinfachung der Regelungen 
mitgewirkt. Ein wesentliches Element ist dabei die Aufnahme der Risi- 
koanalyse in die Durchführung der Kontrollen. Eine Expertengruppe 
hatte im Vorfeld einen kompletten Entwurf für eine Neuregelung aus- 
gearbeitet, der jedoch von der EU-Kommission nicht übernommen 
wurde. Die naheliegendste und ohne jeglichen zusätzlichen Aufwand 
einzuführende Vereinfachungsmöglichkeit wird jedoch von der EU- 
Kommission abgelehnt: die unmittelbare Anwendung bestehender 
Normen der UN/ECE. Dies würde aus von der EU-Kommission vor- 
getragenen formaljuristischen Gründen eine Übersetzung der entspre- 
chenden Texte erfordern, die die EU-Kommission nicht leisten will. 
Dazu von der deutschen und von anderen Delegationen vorgelegte 
konstruktive Alternativvorschläge wurden von der EU-Kommission 
nicht akzeptiert. 
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35. Abgeordneter 

Hans-Michael 

Goldmann 

(FDP) 


Welche neuen Erkenntnisse haben den Bun- 
desminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz, Horst Seehofer, bewo- 
gen, seine Kritik und Ablehnung gegenüber 
steigenden Müch- und Futterpreisen - welche 
er noch im vergangenen Jahr als „ungerecht- 
fertigt“ bezeichnete (DER SPIEGEL 32/2007, 
Seite 18) und deshalb als Ausgleich für die 
Preiserhöhungen bei Butter und Milch eine 
Erhöhung des Hartz-IV-Regelsatzes forderte 
(die tageszeitung vom 9. August 2007) - zu 
beenden, und nunmehr zu fordern, dass 
wieder 40 Cent je Liter Milch gezahlt werden 
(RHEINISCHE POST vom 29. Mai 2008)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerd Müller 
vom 17. Juni 2008 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucher- 
schutz ist nicht nur in den vergangenen Tagen, sondern bereits 2007 
für einen fairen Mücherzeugerpreis eingetreten, der den Landwirten 
ein Überleben ermöglicht. Die steigenden Müchproduktpreise in der 
zweiten Jahreshälfte 2007 waren allerdings nicht ursächlich durch stei- 
gende Mücherzeugerpreise, sondern durch andere Einflussfaktoren 
bedingt. Auch steht die Forderung nach fairen Milcherzeugerpreisen 
nicht im Widerspruch zu Überlegungen, bei steigenden Lebenshal- 
tungskosten die Unterstützung für einkommensschwache Bevölke- 
rungsgruppen zu überdenken. Insoweit bedarf es keiner neuen Er- 
kenntnisse. 


36. Abgeordneter 

Hans-Michael 

Goldmann 

(FDP) 


Tritt die Bundesregierung vor dem Hinter- 
grund der sich widersprechenden Aussagen 
des Bundesministers für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Verbraucher schütz - der einerseits 
Forderungen nach einer Aufhebung der EU- 
Milchquoten ablehnte (ddp vom 14. August 
2007 und AP vom 14. August 2007 sowie dpa 
vom 15. August 2007), obwohl der Bundesmi- 
nister anlässlich des Bauerntages des Deut- 
schen Bauernverbandes am 29. Juni 2007 in 
Bamberg noch das Auslaufen der Milchquote 
zum 31. März 2015 in Aussicht gestellt hatte 
und dies nochmals im Nachgang des sog. 
Milchgipfels am 3. November 2007 bekräftig- 
te, wonach die vorliegenden Rahmenbedingun- 
gen klar für eine Beendigung der Milchquoten- 
regelung ab dem 3 1 . März 2015 sprechen wür- 
den (dlz-online vom 7. November 2007 und 
top agrar-ONLINE vom 10. November 2007) 
- für das Auslaufen der Milchquote zum 
31. März 2015 ein? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerd Müller 
vom 17. Juni 2008 

Nach geltendem EG-Recht läuft die Milchquote automatisch zum 
31. März 2015 aus, wenn der EU-Agrarministerrat auf der Grundlage 
eines Vorschlages der Europäischen Kommission zuvor keine andere 
Entscheidung trifft. Die Bundesregierung nimmt die Absicht der 
Europäischen Kommission zur Kenntnis, die Milchquotenregelung 
nach geltender Beschlusslage zum 31. März 2015 auslaufen zu lassen. 
Sollte es zu einem Ausstieg aus der Müchquotenregelung kommen, 
verbindet die Bundesregierung diesen mit der Eorderung nach einer 
wirksamen Elankierung durch gezielte Struktur- und förderpolitische 
Begleitmaßnahmen. Ein Schwerpunkt liegt dabei auf den Instrumen- 
ten der Agrarstrukturpolitik. Darüber hinaus setzt sich die Bundesre- 
gierung mit Nachdruck dafür ein, dass für den Eall des Quotenaus- 
stiegs ein Programm aufgelegt wird, das in den sensiblen Gebieten die 
Eandbewirtschaftung aufrechterhält und den dortigen Erzeugern eine 
Zukunft bietet. 


37. Abgeordneter Mit welchen konkreten Maßnahmen will die 

Martin Bundesregierung die Wettbewerbsfähigkeit der 

Zeil deutschen Milchbauern verbessern? 

(EDP) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerd Müller 
vom 17. Juni 2008 

Der Eokus zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Milchbauern liegt auf der Agrarstrukturförderung. Eine wichtige 
Maßnahme ist die staatliche Agrarinvestitionsförderung, die bundes- 
weit im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrar- 
struktur und des Küstenschutzes“ (GAK) angeboten wird. Eür ein In- 
vestitionsvolumen von bis zu 1,5 Mio. Euro können Zuschüsse von bis 
zu 30 Prozent der Investitionskosten gewährt werden. Eür die Umstel- 
lung der Anbindehaltung von Milchkühen auf die besonders tierge- 
rechte Eaufstallhaltung kann sogar ein Zuschuss von bis zu 35 Prozent 
gewährt werden. Im Rahmen der einzelbetrieblichen Investitionsför- 
derung werden darüber hinaus auch andere innerlandwirtschaftliche 
sowie zur Diversifizierung der Einkommensquellen außerlandwirt- 
schaftliche Investitionen gefördert. 

Auf Standorten, die wegen der natürlichen Standortbedingungen un- 
ter erschwerten Produktionsbedingungen wirtschaften, leistet die Ge- 
währung der Ausgleichszulage im Rahmen der GAK einen Beitrag 
zur Aufrechterhaltung der Eandbewirtschaftung und insbesondere der 
Milchviehhaltung. Die Mittel der GAK wurden in der laufenden Ee- 
gislaturperiode erstmals wieder von 615 Mio. auf 660 Mio. Euro auf- 
gestockt. Eür 2009 setzt sich das Bundesministerium für Ernährung, 
Eandwirtschaft und Verbraucherschutz für weitere Erhöhungen ein. 
Die Bundesregierung hat darüber hinaus ein Programm zur Zukunft 
der Eandwirtschaft im Alpenraum erarbeitet. Es wurden neue Schwer- 
punkte bei der Agrarinvestitionsförderung, speziell zur Unterstützung 
der Eandwirte in Hanglagen und in Berggebieten umgesetzt. Mit der 
deutschen Umsetzung des Entkoppelungsmodells wird eine verbes- 
serte Eörderung des Dauergrünlandes erreicht. Die Bundesregierung 
hält an ihrer Eorderung fest, dass die EU-Kommission ein Milch- 
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Programm vorlegen soll, das zusätzliche Möglichkeiten schafft, 
Milchbauern, insbesondere im Dauergrünland und in benachteiligten 
Regionen, zu unterstützen. Schließlich werden durch das Angebot der 
Agrarumweltmaßnahmen, vor allem der Weideprämie, Milchbauern 
mit besonders umweltfreundlichen Produktionsverfahren unterstützt. 


38. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung durch die Änderung 

Martin von Rahmenbedingungen, beispielsweise 

Zeil durch Entlastungen bei der Ökosteuer oder 

(FDP) Agrardiesel, Möglichkeiten, die finanzielle Si- 

tuation der Bauern nachhaltig zu verbessern, 
und wenn nein, warum nicht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerd Müller 
vom 17. Juni 2008 

Das Volumen der Agrardieselerstattung wurde durch die Vorgänger- 
regierung mit dem Haushaltsbegleitgesetz 2005 gekürzt. Der Bundes- 
regierung ist bekannt, dass es im EU-Vergleich zum Teil deutliche Un- 
terschiede hinsichtlich der Steuersätze auf Agrardiesel gibt. Trotz in- 
tensiver Bemühungen der Bundesregierung konnte eine EU-weite 
Harmonisierung der Steuersätze auf Agrardiesel auch im Zuge der im 
Oktober 2003 verabschiedeten Energiesteuer-Richtlinie nicht realisiert 
werden. Allerdings ist in der Energiesteuer-Richtlinie vorgesehen, dass 
der Rat im Rahmen einer Berichtspflicht der EU-Kommission die ge- 
meinschaftsrechtlichen Ermächtigungsgrundlagen für diese Steuerer- 
mäßigung überprüfen soll. Die Bundesregierung wird dies nutzen, um 
weiterhin mit allem Nachdruck für eine EU-weite Harmonisierung der 
Steuersätze auf Agrardiesel einzutreten. Eine Senkung der Öko- und 
Kraftstoffbesteuerung ist derzeit aus Gründen der Haushaltskonsoli- 
dierung nicht möglich. Die Bundesregierung sieht vor allem in der Un- 
terstützung der Forschung für energieeffiziente Technik und deren 
Einsatz einen nachhaltigen Ansatz. 


39. Abgeordneter 

Martin 

Zeil 

(FDP) 


Tritt die Bundesregierung auf europäischer 
Ebene weiterhin für das Auslaufen der Milch- 
quote ein, und wenn ja, mit welchen Begleit- 
maßnahmen sollte dies aus ihrer Sicht flankiert 
werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerd Müller 
vom 17. Juni 2008 

Die Bundesregierung nimmt die Absicht der Europäischen Kommis- 
sion zur Kenntnis, die Milchquotenregelung nach geltender Beschluss- 
lage zum 31. März 2015 auslaufen zu lassen. Sollte es zu einem Aus- 
stieg aus der Müchquotenregelung kommen, verbindet die Bundesre- 
gierung diesen mit der Forderung nach einer wirksamen Flankierung 
durch gezielte Struktur- und förderpolitische Begleitmaßnahmen. Ein 
Schwerpunkt liegt dabei auf den Instrumenten der Agrarstrukturpoli- 
tik (siehe Antwort auf Frage 37). Darüber hinaus setzt sich die Bun- 
desregierung mit Nachdruck dafür ein, dass für den Fall des Quoten- 
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ausstiegs ein Programm aufgelegt wird, das in den sensiblen Gebieten 
die Landbewirtschaftung aufrechterhält und den dortigen Erzeugern 
eine Zukunft bietet. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


40. Abgeordneter 

Heinz 

Lanfermann 

(FDP) 


Inwieweit ist nach Auffassung der Bundesre- 
gierung davon auszugehen, dass der zum 1 . Ju- 
li 2008 dem Bundesministerium für Gesund- 
heit vorzulegende Bericht des Kuratoriums 
Deutsche Altershilfe (KDA) zu den Modell- 
Pflegestützpunkten verwertbare Ergebnisse für 
den Aufbau von Pflegestützpunkten im Rah- 
men des Pflege-Weiterentwicklungsgesetzes 
(PflWG), insbesondere hinsichtlich Arbeit, er- 
forderlichem Personalbedarf und -qualifikation 
sowie Kosten des Betriebs der Stützpunkte, 
enthalten wird, wenn der letzte Modell-Pflege- 
stützpunkt erst am 30. Mai 2008 eröffnet 
wurde? 


41. Abgeordneter 

Heinz 

Lanfermann 

(FDP) 


Wann werden bzw. wurden die für die Erstel- 
lung des Berichts benötigten Daten von wel- 
chen Modell-Pflegestützpunkten für jeweüs 
welche Zeiträume erhoben? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 19. Juni 2008 

Das Kuratorium Deutsche Altershilfe in Köln wird bis zum 30. Juni 
2008 den ersten Zwischenbericht vorlegen, der die ersten Erfahrungen 
der Pilot-Pflegestützpunkte darstellen wird. Der Bericht bleibt abzu- 
warten. 


42. Abgeordneter 

Detlef 

Parr 

(FDP) 


Welche von ihr konstatierten gegenwärtig be- 
stehenden Hemmnisse und Defizite bei der 
Umsetzung von Eeitlinien/Empfehlungen im 
Bereich der medizinischen Versorgung demen- 
ziell Erkrankter gilt es aus der Sicht der Bun- 
desregierung zu beheben, und welche konkre- 
ten Maßnahmen - neben dem Eeuchtturmpro- 
jekt - wird die Bundesregierung hierzu ergrei- 
fen? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 16. Juni 2008 

Evidenzbasierte Leitlinien oder Empfehlungen stellen den wissen- 
schaftlichen Konsens zu qualitativ hochwertiger medizinischer Diag- 
nostik und Behandlung dar. Dementsprechend sollen Leitlinien oder 
Empfehlungen zu Demenzerkrankungen dazu beitragen, den von De- 
menz betroffenen Patientinnen und Patienten und ihren Angehörigen 
Zugang zu wissenschaftlich begründeten, wirtschaftlichen und quali- 
tätsgesicherten Verfahren der Diagnostik, Behandlung, Pflege und Be- 
treuung zu ermöglichen. Je nach Art der Leitlinie/Empfehlung richtet 
sich diese an Haus- und/oder Eachärztinnen und -ärzte, andere Ge- 
sundheitsberufe wie Pflegerinnen und Pfleger oder an die Patientin- 
nen und Patienten und deren Angehörige selbst. 

Die Umsetzung von Leitlinien obliegt den Partnern der gemeinsamen 
Selbstverwaltung bzw. den Leistungserbringern. Sie kann grundsätz- 
lich nicht durch gesetzgeberische, regulatorische oder aufsichtsrechtli- 
che Maßnahmen der Bundesregierung durchgesetzt werden. Ungeach- 
tet dessen ist die Bundesregierung innerhalb ihrer Zuständigkeiten 
und Möglichkeiten bemüht, die medizinische und pflegerische Versor- 
gung von Menschen mit Demenzerkrankung und die Situation ihrer 
Angehörigen - auch im Sinne der verfügbaren Leitlinien bzw. Emp- 
fehlungen - zu verbessern. 

Dazu wurde im Rahmen des Leuchtturmprojekts Demenz ein eigenes 
Themenfeld „Sicherung einer evidenzbasierten Versorgung“ etabliert, 
in welchem unter anderem Vorhaben gefördert werden, die eine Er- 
probung und Evaluation von Maßnahmen zur Implementierung von 
Leitlinien/Empfehlungen in der Demenzversorgung zum Ziel haben. 
Durch die geförderten Projekte sollen Probleme und Hemmnisse bei 
der Anwendung von Leitlinien identifiziert und nach Lösungsmöglich- 
keiten für die Versorgungspraxis gesucht werden. 

Wenn die Ergebnisse der geförderten Projekte vorliegen, wird zu prü- 
fen sein, ob und inwieweit sich daraus Handlungsbedarfe und -mög- 
lichkeiten für die Bundesregierung oder für die Partner der gemeinsa- 
men Selbstverwaltung ergeben. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau und Stadtentwickiung 


43. Abgeordneter 
Winfried 
Hermann 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Wie ist der Stand des Pilot- und Innovations- 
programms zur Lärmminderung für Güter- 
waggons, das der Bundesminister für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung am 30. November 
2007 auf den Weg gebracht hat, und des Pilot- 
projekts „Leiser Rhein“, welches das Innova- 
tionsprogramm für leise K- und LL-Bremssoh- 
len und emissionsabhängige Trassenpreise 
beinhaltet? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 12. Juni 2008 

Das Nationale Verkehrslärmschutzpaket des Bundesministeriums für 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung zielt insbesondere auf Vermei- 
dung bzw. Begrenzung von Lärm an der Quelle als die wirksamste 
Lärmschutzmaßnahme. Mit dem Pilotprojekt „Leiser Rhein“ und 
dem Innovationsprojekt für lärmmindernde Verbundstoff-Bremssoh- 
len werden wesentliche Grundlagen für eine flottenbezogene Ausrüs- 
tung bestehender Güterwagen mit leiser Technik geschaffen, damit 
ein rascher Einstieg in die Umrüstung erfolgen kann. 

Derzeit läuft die Vergabe des Projektträgervertrages für das Pilot- und 
Innovationsprojekt sowie die beihilferechtliche Notifizierung bei der 
EU-Kommission. Parallel dazu werden die maßgeblichen Eragen zu 
den Eörderbedingungen und der Auswahl prioritär umzurüstender 
Güterwagen im Pilotprojekt, zur Steuerung des Innovationsprozesses 
für die Verbundstoff-Bremssohlen und zur Vereinfachung ihrer Zulas- 
sungsverfahren sowie zur Erfassung der umgerüsteten Wagen und zur 
Trassenpreisdifferenzierung bearbeitet. 


44. Abgeordneter 
Winfried 
Hermann 
(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Würde nach Meinung der Bundesregierung 
eine vollständige Ausrüstung der Güterwagen 
mit K- oder EE-Bremssohlen zur Eärmreduzie- 
rung ausreichen, oder müsste gesetzlich eine 
weitere Reduzierung vorgegeben werden, so 
wie es durch das Projekt „Eeiser Zug auf rea- 
lem Gleis“ möglich scheint, eine flächende- 
ckende Senkung um lOdb (A), also eine Hal- 
bierung, zu erreichen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 12. Juni 2008 

Nach den vorliegenden Erkenntnissen kann mit einer vollständigen 
Umrüstung aller Güterwagen mit lärmmindernden Verbundstoff- 
Bremssohlen eine flächendeckende Reduzierung der vorhandenen 
Eärmemissionen der Güterwagen je nach Gleiszustand von 5 bis 8 dB 
(A) erreicht werden. An hoch belasteten Strecken ist diese Minderung 
nicht ausreichend. Deshalb kommt weitergehenden Eärmminderun- 
gen an der Quelle, wie sie im Projekt „Eeiser Zug auf realem Gleis“ 
angestrebt werden, große Bedeutung zu. Eür auch danach unvermeid- 
bare Belastungen müssen weiterhin sekundäre Maßnahmen wie Eärm- 
schutzwände eingesetzt werden. 


45. Abgeordnete 

Inge 

Höger 

(DIE EINKE.) 


Warum wird die Autobahnraststätte „Ravens- 
berger Eand“ an der BAB 2 in der dicht besie- 
delten Region zwischen Bad Salzuflen-Ahmsen 
und Herford-Elverdissen gebaut, und nicht wie 
üblich gegenüber der in der anderen Richtung 
befindlichen Raststätte „Ravensberger Eand“ 
in Bielefeld-Brönninghausen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 11. Juni 2008 

Im Zusammenhang mit den Planungen des 6-streifigen Ausbaus der 
Bundesautobahn 2 war zunächst der Ausbau der unbewirtschafteten 
Rastanlage „Brönninghausen“ vorgesehen. Bei den planerischen Vor- 
bereitungen zeigte sich jedoch, dass erhebliche Widerstände zu erwar- 
ten waren. Vor diesem Hintergrund wurde eine Standortsuche für den 
Abschnitt der Bundesautobahn 2 zwischen der Anschlussstelle Biele- 
feld und der Anschlussstelle Herford-Ost durchgeführt, um einen ge- 
eigneten Ersatzstandort aufzuzeigen. Dabei wurden vom Land Nord- 
rhein-Westfalen, das für die Planung zuständig ist, insgesamt 7 Varian- 
ten nach verkehrlichen, wirtschaftlichen und umweltrelevanten Krite- 
rien untersucht. Die der Planfeststellung zugrunde gelegte Variante 
hat sich dabei als Vorzugslösung herausgestellt. 


46. Abgeordnete 

Dr. Martina 
Krogmann 

(CDU/CSU) 


Welche Erkenntnisse über das Verkehrsauf- 
kommen durch Personen- und Lastkraftwagen 
liegen der Bundesregierung ein halbes Jahr 
nach meiner entsprechenden Anfrage an den 
Bundesminister für Verkehr, Bau und Stadt- 
entwicklung auf den vom Gesamtnetz der Bun- 
desautobahnen isolierten und bemauteten Teil- 
strecken der Bundesautobahnen 21, 64 und 44 
vor, und wie groß ist die Entfernung zwischen 
diesen bemauteten Teilstücken und der jeweils 
nächsten Anschlussstelle an das Gesamtnetz 
der Bundesautobahnen? 


47. Abgeordnete 

Dr. Martina 
Krogmann 

(CDU/CSU) 


Wie lang sind die vom Gesamtnetz der Bun- 
desautobahnen isolierten und bemauteten Teil- 
strecken der Bundesautobahnen 21, 64 und 
44? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 13. Juni 2008 

Die Prägen 46 und 47 werden wegen ihres Sachzusammenhangs ge- 
meinsam beantwortet. 

Die abschnittsbezogenen Verkehrsbelastungen auf Bundesfernstraßen 
sind aufgrund der verkehrsstatistischen Erhebungsvorgaben des Bun- 
des und der Länder nicht nach Pkw/Lkw, sondern wie folgt unter- 
schieden: 

• alle Kraftfahrzeuge (Kfz), 

• Schwerverkehr (SV: Busse sowie Lkw mit einem zulässigen Ge- 
samtgewicht >3,5 t (ohne und mit Anhänger, einschließlich Sattel- 
züge)) und 

• Leichtverkehr (LV: Krafträder, Pkw ohne Anhänger, Lieferwagen 
<3,5 t und nicht klassifizierbare Kfz). 
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Nach Auswertung der Ergebnisse der Straßenverkehrszählung 2005 
(SVZ 2005) und der Dauerzählstellen aus dem Jahr 2006 weisen die 
isolierten und bemauteten Teilstrecken der Bundesautobahnen 2 1 
und 64 folgende Verkehrsbelastungen (DTV: durchschnittliche tägli- 
che Verkehrsstärke) auf: 


BAB 

von 

nach 

Auswertung Dauerzähl- 
stellen (DZ) 2006 

Auswertung SVZ 2005 




DTV 

Ges 

DTV 

SV 

DTV 

LV 

DTV 

Ges 

DTV 

SV 

DTV 

LV 

A21 

AS Wanken- 
dorf 

AS Bom- 

höved 

12 699 

1 159 

11 540 

12 400 

1 150 

11250 


AS Bom- 

höved 

AS Trap- 
penkamp 

keine 

DZ 

- 

- 

14 400 

1600 

12 800 


A64 

Bundesgrenze 

Luxemburg 

AS Trier 

29 110 

5 023 

24 087 

28 900 

5 150 

23 750 


AS Trier 

Übergang 

A 64/B 52 

keine 

DZ 

- 

- 

23 600 

4 050 

19 550 


Die Autobahn 44 zwischen Hessisch Lichtenau-Ost und Walberg wur- 
de erst nach Durchführung der SVZ 2005 fertiggestellt. Somit können 
derzeit für diesen Autobahnabschnitt lediglich Angaben zum maut- 
pflichtigen Verkehrsaufkommen gemacht werden. Die Auswertung 
des Monats April 2008 weist an Wochentagen durchschnittlich ca. 
1 150 mautpflichtige Fahrten aus. 

Die Länge der drei isolierten Bundesautobahnteilstrecken und die 
Entfernung der Anfangs- und Endpunkte zum geschlossenen Netz der 
Bundesautobahnen sind in nachfolgender Tabelle dargestellt: 


Entfernung der Anfangs- und Endpunkte zum geschlossenen BAB - Netz 


BAB 

Isolierte BAB-Teilstrecke 

(Bestand) 

Länge 

(km) 

Fehlende Verbindung 

Lücke (km) 

21 

Wankendorf-Trappen- 

11,8 

Wankendorf-Kiel-Mitte 

23,0 


kamp 


T rappenkamp- W ahl stedt 

6,5 

44 

H. Lichtenau-Ost-Walburg 

2,6 

H. Lichtenau-Ost - Kassel 

20,6 




Walburg-Wommen 

40,0 

64 

Bundesgrenze LUX-Trier 

13,7 

Trier-Trier-Ehrang 

4,0 


48. Abgeordnete 

Dr. Martina 
Krogmann 

(CDU/CSU) 


Welche Bundesstraßen, auf denen der Verkehr 
von Lastwagen erlaubt ist, verlaufen parallel 
zu bemauteten Teilstücken von Bundesauto- 
bahnen, die vom Gesamtnetz der Bundesauto- 
bahnen isoliert sind, und welche Erkenntnisse 
über das Verkehrsaufkommen von Lastkraft- 
wagen auf der jeweiligen Bundesautobahn und 
der parallel verlaufenden Bundesstraße liegen 
der Bundesregierung vor? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 13. Juni 2008 

Die Fünfzehnte Verordnung zur Änderung der Straßenverkehrs- 
Ordnung, die zum 1. Januar 2006 in Kraft getreten ist, gibt den 
Straßenverkehrsbehörden durch eine Ergänzung des § 45 der Straßen- 
verkehrsordnung die Möglichkeit, verkehrsbeschränkende oder -ver- 
bietende Maßnahmen bereits dann anzuordnen, wenn hierdurch 
erhebliche Auswirkungen der Mauterhebung auf das Verkehrsgesche- 
hen beseitigt oder zumindest gemüdert werden können. Diese Anord- 
nungen sind nach der Zuständigkeitsverteilung im Grundgesetz (Arti- 
kel 83, 84) ausschließlich Sache der Bundesländer, die diese Aufgabe 
als eigene Angelegenheit wahrnehmen. 

Einige Länder haben zwischenzeitlich einzelne Bundesstraßenab- 
schnitte ganz oder teilweise für den Lkw-Verkehr gesperrt. Da keine 
Informationspflicht der Länder besteht, liegen der Bundesregierung 
grundsätzlich keine Angaben darüber vor, welche Bundesstraßenab- 
schnitte, die parallel zu derzeit isolierten Bundesautobahnteilstrecken 
verlaufen, mit verkehrsbeschränkenden oder verkehrsverbietenden 
Maßnahmen belegt sind. Somit ist eine Beantwortung der gestellten 
Frage vom Grundsatz her derzeit nicht möglich. 

Angaben über das Verkehrsaufkommen - einschließlich der Schwer- 
verkehrsanteile - für einzelne vorgenannte Teilstrecken sind als 
Ergebnis der SVZ 2005 auf der Homepage der Bundesanstalt für 
Straßenwesen unter folgendem Link veröffentlicht: http://www.bast.de/ 
nn_42248/DE/Statistik/Verkehrsdaten/verkehrsdaten-node.html. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


49. Abgeordnete 

Dr. Christel 
Happach-Kasan 

(FDP) 


Hält die Bundesregierung vor dem Hinter- 
grund der Ergebnisse der FAO-Konferenz 
(FAO: Food and Agriculture Organization) 
der vergangenen Woche an ihrer verpflichten- 
den Zielvereinbarung der Klausurtagung des 
Kabinetts in Meseberg fest, den Anteil von 
Biokraftstoffen am gesamten Kraftstoffver- 
brauch bis 2020 auf 17 Prozent (energetisch) 
zu steigern, oder erfolgt eine Herabstufung auf 
das Ziel der Europäischen Union, bis 2020 den 
Treibstoffverbrauch bis zu 10 Prozent durch 
Biosprit zu decken, wie es die Bundeskanzlerin 
in einem Interview in der „Büd am Sonntag“ 
vom 27. April 2008 formulierte? 
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Antwort des Staatssekretärs Matthias Machnig 
vom 17. Juni 2008 

Die Bundesregierung hat in den Beschlüssen von Meseberg ambitio- 
nierte Ziele für eine Verstärkung des Klimaschutzes festgelegt, darun- 
ter auch das Ziel, das Inverkehrbringen von Biokraftstoffen nach ih- 
rem Treibhausgasverminderungspotential zu steuern (Dekarbonisie- 
rung). 

Die Bundesregierung hält an den beschlossenen Maßnahmen im Bio- 
kraftstoffbereich grundsätzlich fest. Die schließt aber Änderungen in- 
nerhalb des Maßnahmen- und Zielbündels nicht aus. In diesem Sinne 
wird das Biokraftstoffziel derzeit überprüft. 


50. Abgeordneter 

Lutz 

Heilmann 

(DIE LINKE.) 


Ist die Aussage der Bundeskanzlerin Dr. 
Angela Merkel auf dem Weltverkehrsforum in 
Leipzig „Die Politik sollte nicht für jeden Was- 
serkocher, jedes Auto, Elugzeug und jede Che- 
mieanlage das Ordnungsrecht anwenden, son- 
dern auf den Markt setzen“ (Neues Deutsch- 
land vom 30. Mai 2008, „Verkehrssektor 
bremst Klimaschutz“) so zu verstehen, dass 
die Bundeskanzlerin den Vorschlag der EU- 
Kommission für eine Verordnung zur Eestset- 
zung von Emissionsnormen für neue Perso- 
nenkraftwagen (KOM(2007) 856) grundsätz- 
lich ablehnt, und welche konkreten Positionen 
vertritt die Bundesregierung im Zuge der Ver- 
handlungen innerhalb der EU über diesen Ver- 
ordnungsentwurf bezüglich Höhe und Beginn 
der Strafzahlungen bei Emissionsüberschrei- 
tung, Steigung der Grenzwertkurve und eines 
zusätzlichen Emissionszieles für 2020? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Astrid Klug 
vom 13. Juni 2008 

Die Bundesregierung begrüßt das Ziel des Verordnungsvorschlags der 
Europäischen Kommission, die C02-Emissionen aller neu zugelasse- 
nen Pkw ab dem Jahr 2012 auf durchschnittlich 120/130 g pro Kilo- 
meter zu begrenzen. Der von der EU-Kommission vorgeschlagene Be- 
zugsparameter Eahrzeuggewicht ist dabei der richtige Ansatz. 

Es ist notwendig, die Verbindlichkeit der Regelung auch durch Straf- 
zahlungen sicherzustellen. Der Beginn der Strafzahlungen sollte im 
Jahr 2012 liegen und deren Höhe sollte ausreichend Anreiz für die 
Einhaltung der Anforderungen liefern. Weiterhin sollten die techni- 
schen Möglichkeiten der Hersteller zur sukzessiven Anpassung an die 
neuen Anforderungen mit Blick auf die Produktzyklen berücksichtigt 
werden. Einzelheiten werden im Rahmen der anstehenden Verhand- 
lungen im Rat und mit dem Europäischen Parlament noch zu diskutie- 
ren sein. Die Bundesregierung ist ferner der Auffassung, dass ein 
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langfristiges Minderungsziel für das Jahr 2020 erforderlich ist, das auf 
der Basis einer umfassenden Folgenabschätzung zwischen 95 und 
110 g CO 2 pro Kilometer liegen sollte. 


Berlin, den 20. Juni 2008 
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